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NIEDERSCHRIFT 
 

aufgenommen am 17. März 2023 im Gemeindeamt Frankenau-Unterpullendorf, Frankenau 108, 
anlässlich der Sitzung des Gemeinderates. 
 

Anwesend: 
 

ÖVP-Fraktion: 
 

Vbgmin. Angelika MILEDER Karl HORVATH Dominik VLASICH 
Maga. Julia KRIZMANITS Daniel MERSITS Thomas SIMON 
Ing. Karl KERESZTESI Maga. Sandra HEISZ  

 
SPÖ-Fraktion: 
 

Bgm. Paul FERCSAK Manuela FERCSAK, MA Stefan HORVATH 
DI Thomas SCHREINER Maga. Jennifer RADNASICH Manfred CSENAR 
Michael FAZEKAS   

 
MIT: 
 

Yara TOBLER (EGR) Luka ZEICHMANN  
 
FBL: 
 

Vinzenz MÖRK Johannes FORSICH  
 
und als Schriftführer GOA DI Erich FAZEKAS 
 

Ebenfalls anwesend:   
 

Abwesend und entschuldigt:  Philip JURANICH, MA 
 

Abwesend und unentschuldigt: --- 
 
Die Sitzung wird um 19.00 Uhr eröffnet. Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Gemeinde-
ratsmitglieder, stellt die gesetzmäßige Einberufung des Gemeinderates fest und verkündet, 
dass die erforderliche Anzahl der Gemeinderäte gemäß § 41 Abs. 1 Bgld GemO 2003 erschie-
nen und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  
 
 
Mit der Beglaubigung der Niederschrift werden die Gemeinderäte Mag. Julia KRIZMANITS und 
Michael FAZEKAS betraut. 
 
 
Vor Eingang in die Tagesordnung wird der Tagesordnungspunkt 11 
 
 

„Anbringen einer Magnetfarbe auf die Pinnwände im Campus Kleinmut-
schen: Beschlussfassung“  

 
 
vom Vorsitzenden von der Tagesordnung abgesetzt. 
 
Anschließend erfolgt der Übergang zur 
 

T A G E S O R D N U N G 
 
1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 
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2. Rechnungsabschluss 2022 der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf: Beschlussfassung 

3. Rechnungsabschluss der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf Infrastruktur KG für das 
Finanzjahr 2022: Genehmigung durch den Gemeinderat 

4. Erstellung eines Gutachtens für die Einführung der gemeindeweiten 30 km/h 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf Gemeindestraßen: Beschlussfassung über die Vergabe 

5. Vermietung der Gemeindewohnungen in Unterpullendorf (Top 2 und Top 3) 
6. Ablöse des Küchenblocks in der Gemeindewohnung in Frankenau (Top 3): 

Beschlussfassung 

7. Ankauf eines Rasenmähers: Beschlussfassung 

8. Ankauf eines Cargo 500 Elektro Lastenfahrzeuges: Beschlussfassung 

9. Vergabe von Malerarbeiten in der Arztpraxis in Unterpullendorf: Beschlussfassung 

10. Erneuerung der Kühlung für die Tierkörpersammlung: Beschlussfassung 

11. Vergabe Sanierungsarbeiten am Steg „Dubanjak“: Beschlussfasung 

12. Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED im Ortsteil Großmutschen: Beschlussfassung 

13. Fassadensanierung am Feuerwehrhaus Großmutschen: Beschlussfassung über die 
Vergabe 

14. Putzsanierungsarbeiten an der Friedhofseinfriedung in Großmutschen: Beschlussfassung 
über die Vergabe 

15. Errichtung einer Einfriedung am Friedhof Frankenau: Beschlussfassung über die Vergabe 

16. Verlängerung des Mietvertrages mit der Caritas Burgenland bezüglich der ehemaligen 
Volksschule Unterpullendorf 

17. Einführung eines Gutscheinsystems in unserer Gemeinde: Beschlussfassung 

18. Vergabe der Planung für die Ortsdurchfahrt Kleinmutschen: Beschlussfassung 

19. Beschussfassung über die Anschaffung von Mobiliar für das Projekt „Unendlichweg“ 

20. Schritt für Schritt zur Energiewende in unserer Gemeinde 

21. Ausweitung des Kanalprojektes im Ortsteil Unterpullendorf: Beschlussfassung 

22. Rechtsstreit mit der Gemeinde Lutzmannsburg bezüglich des Thermengebietes: 
Beschlussfassung über eine gütliche Einigung 

23. Bericht über den derzeitigen Stand zur Ausarbeitung von Richtlinien zur Gewährung von 
Vereinsförderungen 

24. Digitalisierungsoffensive für unsere Volksschülerinnen und Volksschüler (Antrag ÖVP-
Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

25. Änderung der Richtlinien der Wohnbauförderung der Gemeinde (Antrag ÖVP-Fraktion gem. 
§ 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

26. Umsetzung des Transparenz-Beschlusses vom 30. November 2022 (Antrag ÖVP-Fraktion 
gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

27. Petition an den Burgenländischen Landtag gegen die Einhebung der 
Baulandmobilisierungsabgabe (Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

28. Allfälliges 
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1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 
 
Das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 29.12.2022 wird einstimmig zur Kenntnis genom-
men. 
 
 

2. Rechnungsabschluss 2022 der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf: Be-
schlussfassung 

 
Der Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2022 war 2 Wochen, vom 28.02.2023 bis ein-
schließlich 16.03.2023, im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht aufgelegt. Schriftliche Erin-
nerungen zum Rechnungsabschluss wurden nicht eingebracht. 
Der Bürgermeister stellt fest, dass gem. § 75 (3) der Bgld GemO allen 4 im Gemeinderat vertre-
tenen Fraktionen je ein Exemplar des Rechnungsabschlussentwurfes und der Vermögensrech-
nung ausgefolgt worden ist.  
Der Rechnungsabschluss und die Vermögensrechnung wurden auf Ersuchen des Vorsitzenden 
vom leitenden Gemeindebeamten den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern ausführlich erläu-
tert. 
 
Der Gemeinderat beschließt über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) den Rech-
nungsabschluss 2022 wie folgt: 
 

Beschluss: 
 
(Der Rechnungsabschluss, der Kassenabschluss und die Vermögensrechnung sind Bestand-
teile dieses Beschlusses): 
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Die Vermögenswerte (Vermögensrechnung 2022) der Gemeinde zum 
31.12.2022 stellen sich wie folgt dar: 
 
AKTIVA: 
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PASSIVA: 
 

 

 
 
 

3. Rechnungsabschluss der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf Infrastruktur KG 
für das Finanzjahr 2022: Genehmigung durch den Gemeinderat 

 
Die Vorsitzende des Beirates der „Verein zur Erhaltung und Erneuerung der Infrastruktur der 
Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf und Co Kommanditgesellschaft“ Vbgm. Angelika Mileder 
erläutert den RA 2022. Weiters informiert sie die anwesenden Gemeinderatsmitglieder, dass 
eine außerordentliche Tilgung des laufenden Darlehens im Ausmaß von € 45.000,-- erfolgen 
wird. 
Der vom Beirat der „Verein zur Erhaltung und Erneuerung der Infrastruktur der Gemeinde Fran-
kenau-Unterpullendorf und Co Kommanditgesellschaft“ in seiner Sitzung vom 17. März 2023 
beschlossene Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2022 wird über Antrag des Bürgermeis-
ters vom Gemeinderat einstimmig (19:0) genehmigt.  
 

Beschluss: 
 

Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2022 
 

SOLL-Einnahmen: 84.938,88 
SOLL-Ausgaben: 24.401,21 
SOLL-Überschuss: 60.537,67  
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4. Erstellung eines Gutachtens für die Einführung der gemeindeweiten 30 km/h Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf Gemeindestraßen: Beschlussfassung über die 
Vergabe 

 
Der Vorsitzende berichtet, dass für die Erlassung einer Verordnung für eine 30 km/h Geschwin-
digkeitsbeschränkung auf Gemeindestraßen ein Gutachten erforderlich ist. Aus diesem Grund 
wurden zwei Firmen zur Angebotslegung für die Erstellung eines Gutachtens eingeladen. 
Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift 
und des Beschlusses. 
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In der Diskussion fragt Vbgm. Angelika Mileder, wieso zwischen den beiden Angeboten eine 
derart große Differenz besteht. 
Der leitende Gemeindebeamte erwidert dazu, dass die Fa. Woschitz Engineering ZT GmbH Vor 
Ort war und die Straßenzüge besichtigt hat, die Fa. MiRo Mobility GmbH aufgrund eines Orts-
planes das Angebot erstellt hat. Auch sollte darüber im Vorfeld nachgedacht werden, für welche 
Gassen die 30 km/h Beschränkung sinnvoll wäre bzw. welche Gassen Aussicht auf ein positi-
ves Verkehrsgutachten hätten. 
GR Mag. Julia Krizmanits schlägt vor, dass die Bevölkerung bei der endgültigen Festsetzung 
der Beschränkungen einbezogen werden soll.  
Bgm. Fercsak entgegnet darauf, dass sich der Gemeinderat im Vorfeld für eine generelle Ge-
schwindigkeitsbeschränkung für das gesamte Gemeindegebiet ausgesprochen hat und daran 
festgehalten werden soll. Gemeindestraßen, wie es z.B. die Millingasse ist, wo eine Beschrän-
kung keinen Sinn macht (weil die Gasse nur wenige Meter lang ist), werden ausgenommen 
sein. 
Vbgm. Angelika Mileder merkt an, dass sie von mehreren Gemeindebürgern angesprochen 
wurde, die die generelle Geschwindigkeitsbeschränkung für nicht sinnvoll erachten und diese 
ablehnen. 
 
Nach eingehender Diskussion fasste der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters mit 16 
(sechzehn) JA-Stimmen und 3 (drei) Nein-Stimmen [Karl HORVATH, Dominik VLASICH und 
Daniel MERSITS] mehrheitlich folgenden Beschluss: 
 

Beschluss 
 



14 

Die Erstellung eines verkehrstechnischen Gutachtens für die Einführung einer generellen Ge-
schwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h auf Gemeindestraßen wird gemäß dem Angebot vom 
30.01.2023 um die im Angebot angeführte Summe von € 4.994,64 an die Fa. Woschitz Engi-
neering ZT GmbH vergeben 
 
 

5. Vermietung der Gemeindewohnungen in Unterpullendorf (Top 2 und Top 3) 
 
Der Vorsitzende berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass für die Gemeinde-
wohnungen in Unterpullendorf folgende Personen ein Interesse bekundet haben: 
 
Whg. TOP 2 (kleine Wohnung): 

• Sareta Naurchanowa 
• Regina Horvath 
• Julian Aminger 

 
Whg. TOP 3 (große Wohnung): 

• Sareta Naurchanowa 
• Julian Aminger 

 
Bgm. Fercsak ersucht GR DI Schreiner um den Bericht.  
GR DI Schreiner berichtet, dass Frau Horvath in der Mlikarnica als Kellnerin arbeitet, Herr Amin-
ger beim SC Unterpullendorf Fußball spielt und er Frau Sareta nicht kennt. Er schlägt vor, dass 
die kleine Wohnung an Frau Horvath vermietet werden soll und die größere Wohnung an Herrn 
Aminger. Verpflichtend sei, dass der Mieter seinen Hauptwohnsitz in der Gemeinde begründet.  
 
Da niemand Frau Sareta persönlich kennt, informiert der leitende Gemeindebeamte die anwe-
senden Gemeinderatsmitglieder, dass Frau Sareta Naurchanowa drei Kinder hat. Sie hat die 
Wohnungen persönlich besichtigt und würde beide Wohnungen nehmen. 
 
Die Miete für die kleine Wohnung (49,39 m²) wäre ca. € 190,-- und für die große Wohnung 
(83,47 m²) ca. € 320,--. Die Miete ist abgeleitet vom ursprünglichen beschlossenen m²-Preis (€ 
3,00) unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen Indexanpassung.  
 
GR Mörk bekrittelt den niedrigen Mietzins. GR DI Schreiner entgegnet darauf, dass der Mietzins 
dem Zustand der Wohnungen angepasst sei, da diese sich nicht in einem optimalen Zustand 
befinden. Für die Zukunft könnte man sich überlegen, ob die Wohnungen von der Gemeinde 
saniert werden sollen. 
 
Bgm. Fercsak schlägt vor, dass die kleine Wohnung an Frau Horvath und die große Wohnung 
an Herrn Aminger vermietet werden soll. 
Vbgm. Mileder entgegnet dazu, dass Frau Sareta drei Kinder hat und so vier Hauptwohnsitze 
für die Gemeinde dazukommen würden. 
Bgm. Fercsak entgegnet darauf, dass der Vorschlag von GR DI Schreiner auf Frau Horvath und 
Herrn Aminger lautet und über das soll auch abgestimmt werden. Die Abstimmung für die Ver-
mietung der beiden Wohnungen wird getrennt vorgenommen. 
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Der Bürgermeister stellt folgende zwei Anträge zur Beschlussfassung: 
 

Beschluss 
 
Antrag 1  
Die Vermietung der Wohnung in Unterpullendorf, Hauptstraße 53/2 im Ausmaß von 49,39 m² 
soll an Frau Regina Horvath erfolgen.  
 
Der Antrag wird einstimmig (19:0) angenommen. 
 

Antrag 2:  
Die Vermietung der Wohnung in Unterpullendorf, Hauptstraße 53/3 im Ausmaß von 83,47 m² 
soll an Herrn Julian Aminger erfolgen. 
 
Der Antrag wird mit 12 (zwölf) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL, MIT, Mag. Julia Krizmanits], 5 
(fünf) Nein-Stimmen [Vbgm Angelika Mileder, Mag. Sandra Heisz, Dominik Vlasich, Karl Hor-
vath, Karl Keresztesi] und 2 (zwei) Stimmenthaltungen [Daniel Mersits, Thomas Simon] mehr-
heitlich angenommen. 
 
Ein entsprechender Mietvertrag ist aufzusetzen. 
 
 

6. Ablöse des Küchenblocks in der Gemeindewohnung in Frankenau (Top 3): Be-
schlussfassung 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass die Mieterin der 
Gemeindewohnung in Frankenau 108 Top 3 mit Ende Mai das Mietverhältnis gelöst hat. Die 
Mieterin ist an die Gemeinde herangetreten und hat angefragt, ob die Gemeinde die von der 
Mieterin in der Wohnung aufgestellte Einbauküche ablösen würde. Als Summe wären € 2.000,-- 
angedacht. Mit der Tatsache, dass die Wohnung mit einer Küche zur Vermietung angeboten 
werden kann, würde sich der Mietpreis entsprechend erhöhen, so der Bürgermeister abschlie-
ßend in seinem Bericht. 
 
Nach eingehender Diskussion beschließt der Gemeinderat wie folgt: 
 

Beschluss 
 
Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf wird die in der Gemeindewohnung Frankenau 108 
Top 3 befindliche Einbauküche der derzeitigen Mieterin zu einem vereinbarten Kaufpreis von € 
2.000,-- ablösen. 
 
Der Antrag wird mit 18 (achtzehn) JA-Stimmen und 1 (einer) Stimmenthaltung [Karl Horvath] 
mehrheitlich angenommen. 
Begründet wird die Stimmenthaltung damit, dass die Ablösesumme seiner Meinung nach zu 
hoch sei und er € 1.500,-- für ausreichend ansehen würde. 
 
 

7. Ankauf eines Rasenmähers: Beschlussfassung 
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Der Vorsitzende berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass der derzeit in Ver-
wendung befindliche Rasenmäher (ISEKI) über 15 Jahre alt ist und erneuert werden müsste. 
Dazu wurden drei Firmen eingeladen entsprechende Angebote abzugeben. 
Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift 
und des Beschlusses. 
 

 
 



17 
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Nach Gegenüberstellung der Angebote ergibt sich folgendes Ergebnis: 
 
Fa. Kappel: € 34.680,00 inkl. 20 % Mwst. (ISEKI) 
Fa. Ratasich: € 32.880,00 inkl. 20 % Mwst. (TORO) 
Fa. Weber: € 38.150,00 inkl. 20 % Mwst. (ISEKI) 
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Der Bürgermeister schlägt vor, da der TORO-Rasenmäher der günstigere ist und die Gemein-
dearbeiter diesen auch präferieren, dass dieser angekauft werden soll. 
 
GR Karl Horvath fragt nach, ob dieser neue Rasenmäher mit Kabine ist. Der Bürgermeister hat 
letztes Jahr noch gefordert, wenn ein Rasenmäher angeschafft wird, dieser mit Kabine sein 
muss.  
Darauf wird erwidert, dass diese Preiskategorien von Rasenmähern nicht mit Kabine lieferbar 
sind. 
 
Über Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (19:0) folgender Beschluss gefasst: 
 

Beschluss 
 
Der Ankauf eines Rasenmähers der Marke TORO Pro Line H800-4WD für die Gemeinde Fran-
kenau-Unterpullendorf wird entsprechend dem Angebot vom 13.12.2022 zum im Angebot ange-
botenem Preis von € 27.400,-- exkl. Mwst. bei der Fa. Ratasich, 7304 Nebersdorf beschlos-
sen.  
 
 

8.  Ankauf eines Cargo 500 Elektro Lastenfahrzeuges: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Gemeindearbeiter an ihn herangetreten sind und ersucht 
haben, ob es möglich wäre ein kleines Elektrofahrzeug anzukaufen. Grund dafür ist, dass mit 
diesem Fahrzeug kurze Wege zurückgelegt und auch Arbeitswerkzeuge transportiert werden 
können. Beim Lagerhaus Horitschon-Mattersburg ist ein diesbezügliches E-Lastenfahrzeug zur 
Zeit in Aktion. Der Preis wäre € 2.990,-- inkl. 20% Mwst. Der Ankauf eines solchen E-Fahrzeu-
ges wird mit € 850,-- gefördert, so der Bürgermeister abschließend in seinem Bericht. 
 

 
 
Auf die in der Diskussion aufgetretenen Fragen wird geantwortet, dass das Fahrzeug in Fran-
kenau stationiert wird, über eine normale Stromsteckdose geladen werden kann, eine maximale 
Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h erreicht, die Reichweite ca. 40 km beträgt und ein höchst-
zulässiges Gesamtgewicht von 500 kg hat, führerscheinfrei ist und nicht angemeldet werden 
muss. 
 
In der Diskussion wird weiters vorgebracht, dass die Gemeinde drei Fahrzeuge (2 Autos und 
einen Traktor) hat und somit jedem Gemeindearbeiter ein Fahrzeug zur Verfügung stehen 
würde.  
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Nach eingehender Diskussion stellt der Bürgermeister folgenden Antrag auf Beschlussfassung: 
 

Beschluss 
 
Die Gemeinde wird ein Cargo 500 Elektro-Lastenfahrzeug entsprechend dem Angebot des 
Lagerhauses Horitschon-Mattersburg um die Summe von € 2.990,-- inkl 20% Mwst. ankau-
fen. Der Erhalt einer E-Förderung in der Höhe von € 850,-- ist möglich. 
 
Der Antrag wird mit 11 (elf) JA-Stimmen, 2 (zwei) Gegenstimmen [Karl Horvath, Dominik 
Vlasich] und 6 (sechs) Stimmenthaltungen [Vbgm. Angelika Mileder, Mag. Julia Krizmanits, 
Mag. Sandra Heisz, Thomas Simon, Karl Keresztesi, Johannes Forsich] mehrheitlich ange-
nommen. 
 
 

9. Vergabe von Malerarbeiten in der Arztpraxis in Unterpullendorf: Beschlussfas-
sung 

 
Der Vorsitzende übergibt das Wort an GR DI Schreiner und dieser informiert die anwesenden 
Gemeinderatsmitglieder wie folgt: 
 
Die Arztpraxis in Unterpullendorf soll ausgemalt werden. Dazu wurden Angebote von drei Fir-
men eingeholt, die im Wesentlichen das Ausmalen der Arzträumlichkeiten, sowie der Türstöcke 
im Erdgeschoss beinhaltet. 
Alle drei Firmen haben Angebote abgegeben, die angeschlossen sind und einen wesentlichen 
Bestandteil der Niederschrift und des Beschlusses bilden. 
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Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
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Beschluss 
 
Der Gemeinderat beschließt, dass die Ausmalarbeiten im Gemeindehaus Unterpullendorf 
für die Arztpraxis an die Firma Jambrits, 7452 Unterpullendorf um die im Angebot vom 
16.02.2023 angeführte Summe von € 2.316,-- inkl. 20% Mwst. vergeben werden. 
 
 

10. Erneuerung der Kühlung für die Tierkörpersammlung: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Kühlung für die Tierkörpersammlung im ASSZ Großmut-
schen defekt ist und erneuert werden muss. Aus diesem Grund wurden die Firmen Gastrono-
mietechnik Ohr GmbH und Kühl Gastro Tec eingeladen entsprechende Angebote abzugeben. 
Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift 
und des Beschlusses: 
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Vbgm. Angelika Mileder fragt nach, wieso der ortsansässige Elektriker nicht zur Angebotsle-
gung eingeladen wurde.  
Darauf wird erwidert, dass für diese Reparatur ein Kältetechniker notwendig sei und nicht ein 
Elektriker. 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die Reparatur der Kühlung für die Tierkörpersammlung soll entsprechend dem Angebot 
vom 01.03.2023 um die im Angebot angeführte Summe von € 1.646,16 inkl. 20% Mwst. 
an die Firma Kühl Gastro Tec (Inh. Drev-Dreu Kurt), 7350 Oberpullendorf vergeben 
werden. 
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11. Vergabe Sanierungsarbeiten am Steg „Dubanjak“: Beschlussfasung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Holzkonstruktion am Steg beim „Dubanjak“ morsch ist 
und erneuert werden muss. Dazu wurden die Firmen Zimmerei Glatz und Holzbau Magedler 
eingeladen ein entsprechendes Angebot zu erstellen. Beide Firmen haben Angebote abgege-
ben, die angeschlossen sind und einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift und des Be-
schlusses bilden. 
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29 

 
 
Zu den Angeboten wird ergänzt, dass die Fa. Glatz die Konstruktion in Fichtenholz angeboten 
hat und diese mit einer Holzlasur gestrichen wird. Die Fa. Holzbau Magedler hat als optionales 
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Angebot die Ausführung in Lärche angeboten. Lärchenholz hat den Vorteil, dass es keiner Holz-
behandlung (Lasur) bedarf. 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die Reparatur/Erneuerung des Steges beim „Dubanjak“ in Frankenau soll entsprechend dem 
Angebot vom 10.03.2023 an die Fa. Holzbau Magedler, 7361 Lutzmannsburg um die im An-
gebot angeführte Summe von € 4.400,-- inkl. 20% Mwst. (in Lärchenholz ausgeführt) verge-
ben werden. 
 
 

12. Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED im Ortsteil Großmutschen: Be-
schlussfassung 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Straßenbeleuchtung in Großmutschen auf LED umgerüs-
tet werden soll. Dazu wurden Angebote von der Burgenland Energie und der Fa. Romwalter 
eingeholt. Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Nie-
derschrift und des Beschlusses. 
Auf die Nachfrage von Vbgm. Angelika Mileder, wieso der ortsansässige Elektriker nicht zur An-
gebotslegung eingeladen wurde, antwortet der Bürgermeister, dass dieser bei früheren Instand-
haltungsarbeiten unzuverlässig und bei beauftragten Reparaturarbeiten säumig war. 
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Im Vorfeld wurden bei vier Leuchtpunkten jeweils zwei LED-Leuchtmittel mit 18 Watt und 26 
Watt als Muster eingesetzt. Der Ortsausschuss sollte sich bis zur GR-Sitzung entscheiden, wel-
che Leistung für die Beleuchtung angeschafft werden soll.  
Während der Sitzung hat man sich darauf verständigt, dass die gesamten Lichtpunkte, sowohl 
die Peitschenmaste als auch die Kandelaber (in Summe 53 Stück) mit 26 Watt LED Leuchtmitte 
ausgestattet werden sollen. Aufgrund dieser Aussage würden sich die Kosten wie folgt darstel-
len: 
 

 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die Straßenbeleuchtung in Großmutschen wird auf LED-Leuchtmittel umgerüstet. Die Leucht-
mittel (Philips TrueForce Core LED HPL 26W, 4000lm, E27, 840) werden von der Energie 

Burgenland Energie
Bezeichnung Anzahl Preis pro 

Einheit Preis gesamt

Philips TrueForce Core LED HPL 18W, 
3000lm, E27, 840          -         26,00                      -   

Philips TrueForce Core LED HPL 26W, 
4000lm, E27, 840   53,00       40,00         2.120,00 

Arbeitszeit          -                -                        -   
LKW Kran          -                -                        -   

 Netto         2.120,00 
 Mwst.             424,00 
 Brutto         2.544,00 

Fa. Romwalter
Bezeichnung Anzahl Preis pro 

Einheit Preis gesamt

Philips TrueForce Core LED HPL 18W, 
3000lm, E27, 840          -         30,13                      -   

Philips TrueForce Core LED HPL 26W, 
4000lm, E27, 840          -         44,39                      -   

 Netto                      -   
 Mwst.                      -   
 Brutto                      -   

Montage Fa. Romwalter

Arbeitszeit   38,50     128,00         4.928,00 
LKW Kran      1,00     560,00             560,00 

 Netto         5.488,00 
 Mwst.         1.097,60 
 Brutto         6.585,60 
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Burgenland bezogen, mit einem Stückpreis von € 40,00 exkl. Mwst. Die Montagearbeiten 
sollen von der Fa. Romwalter, 7331 Weppersdorf erledigt werden und werden entsprechend 
einem Stundensatz von € 128,00 exkl. Mwst. nach Aufwand, sowie den Kosten für den LKW-
Kran (pauschal € 560,00 exkl. Mwst.) verrechnet. Die Kosten werden dem Ortsteil Großmut-
schen angerechnet.  
 
 

13. Fassadensanierung am Feuerwehrhaus Großmutschen: Beschlussfassung über 
die Vergabe 

 
Der Bürgermeister ersucht OV Stefan Horvath um seinen Bericht zu diesem Tagesordnungs-
punkt. 
OV Horvath berichtet, dass der Ortsausschuss Großmutschen beschlossen hat, dass die Fas-
sade am Feuerwehrhaus Großmutschen saniert werden soll. Dazu haben drei Firmen die an-
stehenden Arbeiten vor Ort besichtigt und entsprechende Angebote abgegeben. Die Angebote 
sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift und des Be-
schlusses. 
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Da bei den Angeboten die Aufmaße nicht ident waren wurden diese von OV Horvath standardi-
siert, um diese vergleichen zu können. 
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OV Horvath präsentiert eine Aufstellung aus der ersichtlich ist, dass die Malerei Jambrits als Bil-
ligstbieter hervorgegangen ist. 
 
Der leitende Gemeindebeamte macht OV Horvath darauf aufmerksam, dass in seiner Aufstel-
lung einige Fehler sind. Ein Fehler liegt darin begründet, da ein Sondernachlass der Malerei 
Jambrits nicht berücksichtigt worden ist. Weiters ist beim Angebot der Malerei Waller die 
WDVS-Fassade nicht auf das Ausmaß standardisiert. Er habe, so der leitende Gemeindebe-
amte abschließend, eine Gegenüberstellung der standardisierten Angebote mit dem Sonder-
nachlass erstellt und diese stellt sich wie folgt dar: 
 

 
 
Durch die Fassadendämmung ist es notwendig die Regenablaufrinnen anzupassen, so OV Hor-
vath weiter in seinem Bericht. Dazu wurden die Firmen Rathmanner und Bendl ersucht Ange-
bote abzugeben. 

Pos.)
€ 120,00 € 290,00 € 850,00
€ 1.000,00 € 1.050,00 € 1.794,00
€ 728,72 € 800,00 € 1.280,00
€ 300,00 € 140,00 € 220,00
€ 1.680,00 € 1.050,00 € 2.100,00
€ 320,00 € 240,00 € 600,00
€ 1.550,00 € 1.400,00 € 1.720,00
€ 1.200,00 € 1.000,00 € 816,00
€ 1.430,00 € 2.100,00 € 2.376,00
€ 13.070,00 € 13.240,00 € 16.525,00

Netto € 21.398,72 € 21.310,00 € 28.281,00 
20% MwSt € 4.279,74 € 4.262,00 € 5.656,20

€ 25.678,46 € 25.570,00 € 33.937,20

Maler Waller

Gesamtbetrag

Fenster streichen 14 Stk.
Kellerfenster Streichen 4 Stk.
Beschriftung
Fensterbänke versetzen
Fassadenbeschichtung
Fassadendämmung

Abdeckarbeiten
Malerei Strommer Maler Jambrits

Gerüst auf- und abbauen
Holzanstrich lasierend
Eingangstür streichen

Sondenachlass
6,88%

120,00       120,00               290,00       290,00       270,05              850,00       850,00       
1.000,00    1.000,00            1.050,00    1.050,00    977,76              1.794,00    1.326,00    

728,72       728,72               800,00       800,00       744,96              1.280,00    1.280,00    
300,00       300,00               140,00       140,00       130,37              220,00       220,00       

1.680,00    1.680,00            1.050,00    1.050,00    977,76              2.100,00    2.100,00    
320,00       320,00               240,00       240,00       223,49              600,00       600,00       

1.550,00    1.550,00            1.400,00    1.400,00    1.303,68           1.720,00    1.720,00    
1.200,00    1.200,00            1.000,00    1.000,00    931,20              816,00       816,00       
1.430,00    1.430,00            2.100,00    2.100,00    1.955,52           2.376,00    2.376,00    

13.070,00  13.070,00          13.240,00  13.240,00  12.329,09         16.525,00  14.440,00  
WDVS-Fassade standardisiert auf 170 m²

21.398,72  21.398,72          21.310,00  21.310,00  19.843,87         28.281,00  25.728,00  
4.279,74    4.279,74            4.262,00    4.262,00    3.968,77           5.656,20    5.145,60    

25.678,46  25.678,46          25.572,00  25.572,00  23.812,65         33.937,20  30.873,60  

          23.604,65 

 abzgl. 2% Skonto für 
Anzahlung von € 10.400 

entspricht € 208,-- 

Fassadenbeschichtung
Fassadendämmung

Netto
20% MwSt

Gesamtbetrag

Holzanstrich lasierend
Eingangstür streichen
Fenster streichen 14 Stk.
Kellerfenster Streichen 4 Stk.
Beschriftung
Fensterbänke versetzen

Pos.) Malerei Strommer Maler Jambrits Maler Waller
Abdeckarbeiten
Gerüst auf- und abbauen
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Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift 
und des Beschlusses. 
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41 

 
 
Abschließend berichtet OV Horvath, dass sich der Ortsausschuss Großmutschen dafür ausge-
sprochen hat, dass der Gemeinderat die Fassadensanierungsarbeiten an die Fa. Jambrits und 
die Spenglerarbeiten an die Fa. Bendl vergeben möge.  
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die Fassadensanierungsarbeiten am Feuerwehrhaus Großmutschen werden entsprechend 
dem Angebot vom 07.03.2023 zu den angeführten Einheitspreisen abzüglich des 
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Sondernachlasses und eines Skontoabzuges an die Fa. Jambrits, 7452 Unterpullendorf 
vergeben. Die Spenglerarbeiten werden entsprechend dem Angebot vom 06.03.2023 um die 
im Angebot angeführte Summe von € 1.201,08 an die Fa. Bendl, 7350 Oberpullendorf verge-
ben. Die Ausgaben gehen zu Lasten des Ortsteiles Großmutschen. 
 
 

14. Putzsanierungsarbeiten an der Friedhofseinfriedung in Großmutschen: Be-
schlussfassung über die Vergabe 

 
Ortsvorsteher Stefan Horvath informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder, dass der 
Putz an der Friedhofseinfriedung erneuert werden muss. Dazu wurden drei Firmen eingeladen 
entsprechende Angebote abzugeben. 
Die Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift 
und des Beschlusses. 
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Nach Gegenüberstellung der Angebote stellen sich die Summen wie folgt dar: 
Fa. aStifterbau:  € 10.552,32 inkl. 20% Mwst. 
Fa. Baos:  € 6.764,52 inkl. 20% Mwst. 
Fa. Kompakt Bau:  € 5.772,00 inkl. 20% Mwst.  (Verputzarbeiten) 
Fa. Kompakt Bau:  € 3.322,85 inkl. 20% Mwst.  (Mauerabdeckung) 
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Abschließend ersucht OV Horvath die Gemeinderäte die Putzsanierungsarbeiten an der Fried-
hofseinfriedung an die Fa. Baos Bau zu vergeben. 
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgen-
der Beschluss gefasst 
 

Beschluss 
 
Die Putzsanierungsarbeiten an der Einfriedung des Friedhofes Großmutschen werden entspre-
chend dem Angebot vom 15.02.2023 um die im Angebot angeführte Summe von € 6.764,52 an 
die Fa. Baos e.U., 7350 Oberpullendorf vergeben. Die Ausgaben gehen zu Lasten des Ort-
steiles Großmutschen. 
 
 

15. Errichtung einer Einfriedung am Friedhof Frankenau: Beschlussfassung über die 
Vergabe 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass die Erneuerung 
der Einfriedung am Friedhof Frankenau fortgesetzt werden soll. Der Ortsausschuss hat sich für 
diese Erweiterung ausgesprochen. Die Thujen und der alte Maschendrahtzaun sollen entfernt 
werden und an deren Stelle ein Gittermattenzaun mit einer Eingangstür errichtet werden. Die 
Fa. Betonlos, die bereits die rückseitige Einfriedung hergestellt hat, wurde eingeladen ein Ange-
bot abzugeben. Auf Gegenangebote wurde bewusst verzichtet, da die Fa. Betonlos bereits im 
vorangegangenen Jahr einen Teil der Einfriedung errichtet hat und gegenüber dem letztjährigen 
Preis nur marginale Preiserhöhungen hat. 
Das Angebot ist angeschlossen und bildet einen wesentlichen Bestandteil der Niederschrift und 
des Beschlusses. 
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GR Karl Horvath wirft in die Diskussion ein, dass sich der Ortsausschuss für die Erweiterung 
der Einfriedung ohne Tür ausgesprochen hat, im Angebot aber eine Tür angeboten wurde.  
Darauf erwidert der Bürgermeister, dass er die Einfriedung mit Tür anbieten hat lassen. Er 
schlage vor, dass die Einfriedung mit Tür errichtet werden soll. 
Vbgm. Mileder entgegnet dazu, dass sich der Ortsausschuss für das Entfernen der Thujen aus-
gesprochen hat, da diese dürr sind. Jedoch war immer die Rede davon, dass die Einfriedung 
des Friedhofs und der Bereich um die Leichenhalle als gesamtes Projekt gesehen werden und 
die Einfriedung dahingehend errichtet werden soll. Jetzt diesen Teil gesondert einzufrieden und 
eine Tür einzubauen entspricht nicht den Vorgaben des Ortsausschusses. 
In der weiteren Diskussion wird die Vorgehensweise des Bürgermeisters von allen ÖVP-Ge-
meinderäten aus dem Ortsteil Frankenau kritisiert, da sich sein Antrag gegen die Vorgaben des 
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Ortsausschusses richtet. Bisher war es stets so, dass die Beschlussfassung im Gemeinderat 
der Empfehlung des Ortsausschusses gefolgt ist.  
GR DI Schreiner entgegnet darauf, dass beim Gutachten für die Volksschule Unterpullendorf 
der Gemeinderat nicht dem Wunsch des Ortsausschusses gefolgt ist und die Kosten nicht von 
der Gemeinde übernommen wurden. 
 
Nach eingehender Diskussion stellt der Bürgermeister folgenden Antrag auf Beschlussfassung: 
 

Beschluss 
 

Die Fa. Betonlos, 7361 Lutzmannsburg soll gemäß dem Angebot vom 08.03.2023 in der vor-
liegenden Form mit der Errichtung der Einfriedung am Friedhof Frankenau beauftragt werden. 
Die Kosten dafür belaufen sich auf € 5.678,40 inkl. 20 % Mwst. 
 
Der Antrag wird mit 7 (sieben) JA-Stimmen [Bgm. Paul Fercsak, DI Thomas Schreiner, Stefan 
HORVATH, Vinzenz MÖRK, Manfred CSENAR, Michael FAZEKAS, Manuela FERCSAK] und 
12 (zwölf) Stimmenthaltungen [ÖVP-Fraktion, MIT, Mag. Jennifer RADNASICH, Johannes 
FORSICH] mehrheitlich abgelehnt. 
 
Begründet wird die Stimmenthaltung der ÖVP-Fraktion damit, dass der Ortsausschuss Fran-
kenau eine andere Vorgehensweise für die Einfriedung vorgesehen hat. 
 
 

16. Verlängerung des Mietvertrages mit der Caritas Burgenland bezüglich der ehe-
maligen Volksschule Unterpullendorf 

 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass der Mietvertrag 
mit der Caritas der Diözese Eisenstadt bezüglich der Vermietung der ehemaligen Volksschule 
mit Juni 2023 ausgelaufen wäre. Die Caritas ist an einer Verlängerung des Mietvertrages zu 
den bestehenden Konditionen interessiert. 
 
Vbgm. Mileder fragt nach, ob die Bevölkerung informiert wurde, dass der Mietvertrag verlängert 
werden soll. 
Darauf erwidert der Bürgermeister, dass die Bevölkerung nicht informiert bzw. gefragt wurde. 
 
GR Thomas Simon gibt zu bedenken, dass es durch eine Verlängerung des Mietvertrages auf 
ein weiteres Jahr eventuell dazu kommen kann, dass das Mietverhältnis in ein unbefristetes 
übergehen kann. Es soll bei der Mietvertragserrichtung darauf bedacht genommen werden. 
 
Nach eingehender Diskussion beschließt der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters ein-
stimmig (19:0) wie folgt. 
 

Beschluss 
 
Der Mietvertrag mit der Caritas der Diözese Eisenstadt bezüglich des Mietobjektes „ehemalige 
Volksschule Unterpullendorf“ wird für ein weiters Jahr eingegangen. Die Konditionen des derzeit 
laufenden Mietvertrages sollen aufrecht bleiben.  



51 

17. Einführung eines Gutscheinsystems in unserer Gemeinde: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass bereits vor einem Jahr über die Einführung eines Gutschein-
systemes in unserer Gemeinde diskutiert wurde. Jetzt soll ein neuerlicher Versuch gestartet 
werden, ein Gutscheinsystem für unsere Gemeinde einzuführen, wie es bereits in mehreren 
Gemeinden praktiziert wird. Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass Gutscheine von 
der Bevölkerung gekauft und diese als Zahlungsmittel bei unseren Betrieben Verwendung fin-
den.  
 
GR Michael Fazekas führt dazu wie folgt aus:  
„Ein Gutscheinsystem soll in der Gemeinde zur Förderung der regionalen Wirtschaft eingeführt 
werden. Zusätzlich zu den Betrieben unserer Gemeinde kommen alle Betriebe, die sich auf 
dem Thermengelände in Lutzmannsburg befinden in die Regelung dazu. Aus heutiger Sicht soll 
folgendes Prinzip umgesetzt werden: Gutschein (Ausdruck Größe ¼ einer A4 Seite, Wertigkeit 
10,-- und 20,-- EUR, unterschrieben vom Bürgermeister, mit Nummer versehen wird in Ge-
meinde ausgegeben). Die von der Bevölkerung gekauften Gutscheine werden in den Betrieben 
eingelöst. Die Betriebe können die erhaltenen Gutscheine in der Gemeinde abgeben und in 
Bargeld umtauschen.  
System: so wie in Lockenhaus.  
Aufwand: Auszahlung der Gutscheine, die retour gebracht werden. Kontaktpflege mit den Be-
trieben. Informationsaussendung zu den Gutscheinen/teilnehmenden Betrieben.“ 
 
Folgender Beschluss soll dazu gefasst werden:  
 

Der Gemeinderat möge entscheiden, dass in der Gemeinde Frankenau-
Unterpullendorf ein Gutscheinsystem eingeführt wird mit 2024. 

 

GR Mag. Sandra Heisz fragt nach, wie die Gutscheine aussehen sollen, wer diese drucken wird 
und welche Sicherheitsmerkmale sie aufweisen (Strichcode, QR-Code, etc.) werden. 
Dazu erwidert Michael Fazekas, dass eine Stückelung a € 10,-- und € 20,-- aufgelegt werden 
soll. Die Gutscheine sollen von der Gemeinde gedruckt werden. Die Gutscheine sollen mit ei-
nem Gemeindestempel versehen und vom Bürgermeister unterschrieben werden. 
 

GR DI Schreiner ergänzt dazu, dass die Gemeinde Lockenhaus ein derartiges Gutscheinsys-
tem hat und man sich dort informieren kann. Der Beschluss ist so gemeint, dass der Gemeinde-
rat sich für oder gegen ein solches Gutscheinsystem ausspricht. Wie die Umsetzung danach er-
folgen soll, muss separat ausgearbeitet und geklärt werden. 
 

Weiters will GR Sandra Heisz wissen, ob schon Kontakt mit den Betrieben aufgenommen 
wurde bzw. ob schon Gespräche geführt wurden und wie diese zu einem Gutscheinsystem ste-
hen und ob sie bereit sind hier mitzumachen. Sie kenne die Krebslermünzen in Oberpullendorf 
und hat als Feedback von den Betrieben gehört, dass diese damit nicht glücklich sind. 
Darauf wird geantwortet, dass bis dato nur mit zwei Betrieben Gespräche geführt worden sind 
und diese dem Gutscheinsystem aufgeschlossen gegenübergestanden sind. 
 

Vbgm. Mileder gibt zu Protokoll, dass in der GR-Sitzung am 07.03.2022 über ein Gutscheinsys-
tem diskutiert worden ist. Dabei hat die SPÖ gefordert, dass ein Konzept ausgearbeitet werden 
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soll. Jetzt wurde der Antrag von der SPÖ neuerlich eingebracht aber ohne Konzept, obwohl ein 
solches damals von ihr gefordert wurde. 
 
Nach eingehender Diskussion beschließt der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters wie 
folgt. 
 

Beschluss 
 
Der Gemeinderat möge entscheiden, dass in der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf ein 
Gutscheinsystem eingeführt wird mit 2024. 
 
 
Der Antrag wird mit elf (11) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, MIT, FBL] und acht (8) Stimmenthal-
tungen [ÖVP-Fraktion] mehrheitlich angenommen. 
 
 

18. Vergabe der Planung für die Ortsdurchfahrt Kleinmutschen: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass eine Verkehrsbe-
ruhigung der Ortsdurchfahrt Kleinmutschen geplant ist. Speziell im Bereich des Campus soll die 
Planung neu erstellt werden, damit mit der Umsetzung gestartet werden kann. 
Vbgm. Mileder fragt nach, wieso noch nicht gestartet wurde. Eine unterschriebene Vereinba-
rung mit dem Land Burgenland bzw. der Baudirektion des Landes Burgenland wurde im Ge-
meinderat beschlossen und liegt schon seit dem Jahr 2021 vor. 
GR Mörk meldet sich zu Wort und berichtet, dass im Dezember 2022 die Ortsvorsteher und der 
Bürgermeister beim Baudirektor DI Heckenast waren und dabei über die Verkehrsberuhigung in 
Kleinmutschen gesprochen wurde. GR Mörk führt weiter aus, dass zwei Varianten für die Ver-
kehrsberuhigung vom Land gemacht wurde, die jedoch von der Gemeinde abgelehnt wurden. 
Eine neuerliche Planung wäre nun von der Gemeinde zu bezahlen. 
Vbgm. Milder widerspricht dieser Wortmeldung. Es ist richtig, dass die erste umfassende Pla-
nung der Verkehrsberuhigung der gesamten Ortsdurchfahrt für den Ortsteil Kleinmutschen nicht 
finanzierbar gewesen ist. Daraufhin wurde vereinbart, dass ein Teil der ursprünglichen Ver-
kehrsberuhigung umgesetzt werden soll und im Bereich der Kreuzung beim Feuerwehrhaus 
eine Querungshilfe errichtet werden soll und der Kreuzungsbereich umgebaut wird. Diese Vari-
ante wurde im September 2021 im Gemeinderat beschlossen und darüber wurde eine Verein-
barung mit dem Land Burgenland getroffen und unterzeichnet. Somit gäbe es ein Projekt das 
umgesetzt werden könnte. 
Ortsvorsteher Stefan Horvath wirft in die Diskussion ein, dass die „genehmigte Variante“ zu we-
nig umfangreich sei und deshalb eine neue Planung vorgenommen werden muss. Ortsvorste-
her Horvath bestätigt, dass es ein Projekt gibt. Die neue Planung soll eine zweite Querungshilfe 
beinhalten. Der Bereich vom Feuerwehrhaus bis zur Leichenhalle soll in der neuen Planung be-
rücksichtigt werden. Zusätzlich soll in diesem Bereich eine 30 km/h Beschränkung auf der Lan-
desstraße verordnet werden. 
Vbgm. Mileder entgegnet darauf, dass es sich hierbei um ein gänzlich neues Projekt handle. 
Somit wäre die von GR Mörk getätigte Aussage, dass die Gemeinde zwei Planungen abgelehnt 
habe unrichtig und falsch. Fakt ist, dass seit 21.09.2021 eine Vereinbarung zwischen der Ge-
meinde und dem Land Burgenland für eine Verkehrsberuhigung im Bereich des 
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Kreuzungsbereiches besteht und nur auf Umsetzung wartet. Offensichtlich verdrehe GR Mörk 
die Fakten. Augenscheinlich ist ihm nicht bekannt, was bereits beschlossen wurde aber noch 
nicht umgesetzt worden ist. 
Weiters fragt die Vizebürgermeisterin nach, wieso keine weiteren Angebote eingeholt wurden.  
Darauf antwortet Ortsvorsteher Stefan Horvath, dass bewusst nur die Fa. i-Plan GmbH aus 
Oberwart gefragt wurde, da diese Firma bereits die zwei vorhergehenden Planungen gemacht 
hat und deshalb mit dem Projekt bestens vertraut ist. Andere Firmen hätten sich erst einarbei-
ten müssen.Das Angebot der Fa. I-Plan ist abgeschlossen und bildet einen wesentlichen Be-
standteil der Niederschrift und des Beschlusses. 
 
Nach eingehender Diskussion stellt der Bürgermeister folgende Beschlusswortlaut zu Abstim-
mung: 
 

Beschluss 
 
Die Planung für die Verkehrsberuhigung der Ortsdurchfahrt Kleinmuschen im Bereich des Kreu-
zungsbereiches beim Feuerwehrhaus bis zum Friedhof soll entsprechend dem Angebot vom 
16.01.2023 um die im Angebot angeführte Summe von EURO 6.278,75 inkl. 20% Mwst. an die 
Fa. i-Plan GmbH, 7400 Oberwart vergeben werden. Die Ausgabe geht zu Lasten des Ortstei-
les Kleinmutschen. 
 
Der Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (19:0) angenommen. 
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19. Beschussfassung über die Anschaffung von Mobiliar für das Projekt „Unendlich-
weg“ 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass das Projekt „Unendlichweg“ von der damaligen Bürgermeis-
terin Angelika Mileder im Jahr 2021 initiiert wurde. Mittlerweile wurde das Projekt vom Land der 
Burgenländischen Landesregierung genehmigt und die Fördermittel (90% Förderung) wurden 
bestätigt. Die Förderung setzt sich wie folgt zusammen: 
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Nunmehr liegt es am Gemeinderat die Vergabe an die Firmen (Hackl, Ziegler und S&F) zu be-
schließen.  
 

Die diesbezüglichen Angebote sind angeschlossen und bilden einen wesentlichen Bestandteil 
der Niederschrift und des Beschlusses. Eine Zusammenfassung der Angebote ist im Anschluss 
in der Übersicht dargestellt. 
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Zusammengefasst stellen sich die einzelnen Angebote wie folgt dar:  
 

 
 

Einzelpreis Stk. Gesamtpreis Einzelpreis Stk. Gesamtpreis Einzelpreis Stk. Gesamtpreis

Parkliege HOKE 11 € 851,67 10 € 8.516,70 Fahrradständer COLUMBIA € 47,00 0 € 0,00 Faltpläne 6000

wird nicht gefördert!

Parktisch HOKE 20 € 494,83 7 € 3.463,81 Hundekotbeutelspender € 126,06 20 € 2.521,20 Wegweiser 111

Parkbank HOKE 20 € 403,75 17 € 6.863,75 Hundekotbeutel € 94,00 1 € 94,00
VE = 2000 Stück

Parkbank HOKE 20a € 345,83 7 € 2.420,81 Servicestation ASSIST BASIC € 1.525,00 2 € 3.050,00 Infotafeln 15
Ausstattung: 
Kreuzschlitzschraube

Parkbank HOKE 30 € 810,83 2 € 1.621,66

Papierkorb rund ohne 
Deckel € 232,00 12 € 2.784,00

Frachtkosten € 450,00 1 € 450,00

Gesamtbetrag € 26.120,73 Gesamtbetrag € 5.665,20 Gesamtbetrag € 8.600,00
Mwst 20% € 5.224,15 MwSt. 20% € 1.274,04 Mwst 10% € 860,00

€ 31.344,88 € 6.939,24 € 9.460,00

Anrechbare Kosten € 48.825,27
max. Förderbetrag € 43.942,74

derzeitige Kosten lt. Angeboten € 47.744,12

HACKL ZIEGLER S&F (Schubert & Franzke Gesellschaft m.b.H.
Beschreibung/Bezeichnung Beschreibung/Bezeichnung Beschreibung/Bezeichnung

Seitenteile feuerverzinkt, 
Lärchenholzleisten Natur,                                
90 cm Liegebreite

3 Stellplätze Format: 
140x148 mm,               
offen: 420x297 
mm                       

mit Stahlarmierung, Metallteile 
feuerverzinkt, Lärchenholz Natur, 
Gesamtlänge 200 cm,                            
Tischhöhe 70 cm,                                              
Tischbreite 75 cm, Gewicht 130 kg

 für 200 
Hundekotbeutel

Format: 
310x170 mm                                                       
UV-Schutzfoliert

lt. Genehmigung v. 
04.01.2023

Bankgestell aus Beton, Stahlarmierung, 
Metallteile feuerverzinkt, Bankleisten aus 
Lärchenholz, imprägniert mit Adler Lignovit 
Weide, Gesamtlänge 200 cm, Sitzhöhe 47 
cm, Gewicht 120 kg

Bankgestell aus Weißzement, 
Stahlarmierung, Metallteile feuerverzinkt, 
Bankleisten aus Lärchenholz, imprägniert 
mit Adler Lignovit Lasur Farbe Weide, 
Gesamtlänge 200 cm, Sitzhöhe 47 cm, 
Gewicht 100 kg

Hochlehner, Bankgestell aus Rundrohren, 
grundiert und lackiert Ral 7016, 
Bankleisten aus Lärchenholz Natur, 
Sitzhöhe 45 cm, Lehnenhöhe 150 cm, 
Gesamtlänge 200 cm

Schwerer Betonsockel, Metalleinsatz 
verzinkt, mit Griffe zum Herausheben, 
Belattung mit Lärchenholz, 
druckimprägniert, Höhe 67 cm, 
Durchmesser Außen 56 cm, Metalleinsatz 
ca 40 l Fassungsvermögen, Gewicht 40 kg
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Nach eigehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (19:0) folgender 
Beschluss gefasst: 
 

Beschluss 
 
Die Lieferung des Mobiliars für den Unendlichweg wird entsprechend der Aufstellung an die Fir-
men Hackl, 8291 Burgau, Fa. Ziegler Aussenanlagen GmbH., 4844 Regau und Fa. Schu-
bert & Franzke Ges. m.b.H., 3100 St. Pölten vergeben. Die Summe für die Anschaffung des 
Mobiliars wird mit den maximal anrechenbaren Kosten des Genehmigungsschreibens der Abtei-
lung 9 beim Amt der Bgld Landesregierung mit EURO 48.825,27 beschränkt.  
 
 

20. Schritt für Schritt zur Energiewende in unserer Gemeinde 
 
GR Luka Zeichmann bringt den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern wie folgt zur Kenntnis: 
(Die Unterlagen sind jedem Gemeinderat mit der Tagesordnung zugegangen) 
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Abschließend formuliert GR Luka Zeichmann zu diesem TO-Punkt folgenden Beschlusswort-
laut: 
 

1. ● Der Gemeinderat beschließt, dass  
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a)  alle angebotenen unentgeltlichen Beratungsmöglichkeiten zur Erfüllung des Aufgaben-
bereichs, wie in Pkt. 1 erläutert, mit dem übergeordneten Ziel, Maßnahmen zur Einlei-
tung der Energiewende zu setzen, genutzt werden.  

b) Wird damit kein Auslangen gefunden, soll eine Ausschreibung zur Umsetzung dieser 
Aufgaben/Maßnahmen erfolgen.  

2. ● Die Gemeinde beabsichtigt, den eigens produzierten Strom, mittels Beitritts oder Grün-
dung einer oder mehrerer EEGs der Bevölkerung, je nach Bedarf, zur Verfügung zu stel-
len. Dazu sollen entsprechende Maßnahmen, wie in Pkt. 2 beschrieben, spätestens mit 
Anfang 2024 gesetzt werden. Der produzierte Überschuss kann anderweitig verkauft/ge-
nutzt werden.  

 
Der Bürgermeister bringt diesen Beschlusswortlaut für diesen Tagesordnungspunkt zur Abstim-
mung und dieser wird einstimmig (19:0) angenommen 
 
 

21. Ausweitung des Kanalprojektes im Ortsteil Unterpullendorf: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass bei der letzten 
GR-Sitzung bereits über dieses Thema diskutiert wurde. Jetzt wäre ein Beschluss zu fassen, 
dass der Planer des Kanalprojektes in Unterpullendorf die zwei Bereiche in die Planung auf-
nimmt und diese einer wasserrechtlichen Genehmigung zugeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
GR DI Schreiner meldet sich zu Wort und berichtet, dass diese danebenliegenden Grundstücke 
eine Baulandwidmung aufweisen. Es besteht die Möglichkeit durch eine Erweiterung des Leis-
tungsumfanges dieses Bauland in die aktuell laufende wasserrechtliche Bewilligung einzubin-
den. Ein weiteres Verfahren für die wasserrechtliche Bewilligung dieser drei Grundstücke zu ei-
nem späteren Zeitpunkt würde entfallen.  
 
GR Karl Horvath fragt nach, ob die Eigentümer einen Kostenbeitrag dazu leisten. Darauf wir ge-
antwortet, dass die Kanalerschließung für in Bauland befindliche Grundstücke der Gemeinde 
obliegt. 
 
Nach eingehender Diskussion stellt der Vorsitzende folgenden Antrag auf Beschlussfassung: 
 

Beschluss 
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Die Baubetreuung Schwentenwein, 7000 Eisenstadt soll beauftragt werden, die zwei Berei-
che (Ried Gartenäcker - Grundstücke 566, 567, 568/2 und Ortsausfahrt Richtung Unterloisdorf - 
Grundstücke Nr. 613/1, 1815/5, 1815/11,1813/1) in das derzeit laufende Kanalprojekt einzuar-
beiten, damit diese zwei Bereiche gemeinsam mit der geplanten Ortsnetzerweiterung wasser-
rechtlich bewilligt werden können. Die Kosten dafür werden sich in Summe pauschal auf EURO 
10.000,-- exkl. 20 % Mwst. belaufen. 
 
Der Antrag des Vorsitzenden wird mit 11 (elf) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL, MIT] und 8 
(acht) Stimmenthaltungen [ÖVP-Fraktion] mehrheitlich angenommen. 
 
 

22. Rechtsstreit mit der Gemeinde Lutzmannsburg bezüglich des Thermengebietes: 
Beschlussfassung über eine gütliche Einigung 

 
Der Vorsitzende berichtet, dass sich die Gemeinde Lutzmannsburg seit dem Jahr 2019 einen 
Betrag für den Verwaltungsaufwand und für das Feuerwehrwesen im Rahmen der Abrechnung 
des Thermengebietes einbehalten hat. Dabei ist eine Gesamtsumme von € 35.738,21 angefal-
len die sich wie folgt zusammensetzt: 
 

 
Im August 2022 wurde nach intensiven Verhandlungen eine Kooperationsvereinbarung unter-
schrieben. Diese regelt ab diesem Zeitpunkt jenen Verwaltungsaufwand, den die Gemeinde 
Lutzmannsburg beansprucht und der von unserer Gemeinde bezahlt wird. 
Für den Rechtsstreit, der beim Landesgericht anhängig und derzeit ruhend gestellt ist, sollte ein 
Vergleich gefunden werden, um diesen abschließen zu können.  
Am 23. Februar 2023 hat eine Besprechung mit der Gemeinde Lutzmannsburg stattgefunden, 
wo man versucht hat einen Kompromiss zu finden.  
Bei dieser Besprechung hat man sich darauf verständigt, dass die Gemeinde Lutzmannsburg 
die einbehaltene Summe von € 6.666,72 für das Feuerwehrwesen und € 6.671,49 für den Ver-
waltungsaufwand, somit in Summe € 13.338,19 der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf 
refundiert wird. Aus Sicht des Bürgermeisters ist dieser Kompromiss ein annehmbarer, da man 
damit den Rechtsstreit endlich beilegen könnte. Die Wiederaufnahme bzw. Weiterführung des 
Gerichtsverfahrens würde weitere Kosten verursachen. Da man den Ausgang des Prozesses 

6 666,72                 

7 042,96                 

7 206,24                 

8 224,65                 

6 597,64                 

35 738,21               

Betrag der im Jahr 2021 als 
Verwaltungsaufwand abgezogen wurde
Betrag der im Jahr 2022 als 
Verwaltungsaufwand abgezogen wurde
Gesamtbetrag der in der Zeit 01.01.2019 bis 
31.07.2022 (=Abschluss der 
Kooperationsvereinbarung im August 2022) 
einbehalten wurde:

Betrag der für das Feuerwehrwesen in der 
Zeit  abgezogen wurde (von 01.01.2019 bis 
31.08.2020):
Betrag der im Jahr 2019 als 
Verwaltungsaufwand abgezogen wurde
Betrag der im Jahr 2020 als 
Verwaltungsaufwand abgezogen wurde
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nicht vorhersehen kann, könnten größere finanzielle Belastungen auf unsere Gemeinde zukom-
men. Jetzt liege es beim Gemeinderat, diesen Kompromiss zu beschließen und so einen 
Schlussstrich unter diesen Rechtsstreit zu setzen, so der Bürgermeister in seinem Bericht an 
den Gemeinderat. 
GR Mag. Krizmanits meldet sich zu Wort und sagt, dass eine Besprechung mit allen im Ge-
meinderat vertretenen Parteien stattgefunden hat. Bei dieser Besprechung hat man sich darauf 
verständigt, dass die Verhandlungen mit der Gemeinde Lutzmannsburg dahingehend geführt 
werden sollen, dass der einbehaltene Betrag für das Feuerwehrwesen zur Gänze und zumin-
dest die Hälfte des einbehaltenen Verwaltungsaufwandes refundiert werden müsste. Aus ihrer 
Sicht sei die Verhandlung vom Bürgermeister falsch geführt worden. Es wurde vom Bürger-
meister ein Verwaltungsaufwand der Gemeinde Lutzmannsburg im Ausmaß von € 700,-- pro 
Monat rückwirkend bis zum Jahr 2019 eingestanden, obwohl dafür kein Grund bestanden hat. 
Das sich die Gemeinde Lutzmannsburg auch nicht sicher gewesen ist, ob der einbehaltenen 
Verwaltungsaufwand rechtens war hat der Amtsleiter von Lutzmannsburg bei der Besprechung 
zugegeben. Auch die Tatsache, dass die Gemeinde Lutzmannsburg eine Zeit lang die Einbe-
haltung des Veraltungsaufwandes ausgesetzt hat, lässt den Schluss zu, dass sie sich ihrer Sa-
che nicht sicher waren. Somit wäre ein besseres Ergebnis bei mehr Verhandlungsgeschick 
möglich gewesen.  
GR DI Schreiner entgegnet dazu, dass man schon früher entsprechende Verhandlungen hätte 
führen sollen. Jetzt zu behaupten, dass die Verhandlungen zu „seicht“ geführt wurden, sein 
nicht richtig. 
Vbgm. Mileder fragt nach, ob der Bürgermeister Rücksprache mit Rechtsanwalt Dax gehalten 
hat damit dieser eine Stellungnahme zu diesem Kompromiss abgibt. 
Bgm. Fercsak antwortet darauf, dass er Rechtsanwalt Dax nicht kontaktiert hat. 
GR Mag. Sandra Heisz fragt nach, ob die Gemeinde Lutzmannsburg diesen Beschluss schon 
gefasst hat. Darauf erwidert der Bürgermeister, dass die die Gemeinde Lutzmannsburg diesen 
Beschluss in der nächsten GR-Sitzung fassen wird. Dies wurde mündlich zugesichert.  
Vbgm. Angelika Mileder ergänzt dazu, dass die Gemeinde Lutzmannsburg die Vereinbarung 
aus dem Jahr 1993 gekündigt hat und es deshalb einen Handlungsbedarf von unserer Ge-
meinde gegeben hat. Mit der Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung hat sich die Ge-
meinde Lutzmannsburg zur weiteren Zusammenarbeit mit unserer Gemeinde bekannt. Maß-
geblichen Anteil hatte auch die Gemeindeabteilung beim Amt der Bgld Landesregierung, die als 
Mediator zwischen den beiden Gemeinden vermittelte. 
GR DI Thomas Schreiner meldet sich zu Wort und sagt, wenn zu Beginn dieser Auseinander-
setzung unsere Gemeinde die Forderungen der Gemeinde Lutzmannsburg akzeptiert hätte, 
hätten sich beide Gemeinden viel Geld erspart. 
Darauf entgegnet Vbgm. Mileder, dass der damalige Bürgermeister Rohrer trotz mehrmaliger 
Aufforderung die geforderten Verwaltungskosten nicht durch Unterlagen/Aufzeichnungen bele-
gen und somit unsere Gemeinde die Forderungen auch nicht akzeptieren konnte. Dass der 
Streit zwischen den beiden Gemeinden schlussendlich vor Gericht ausgetragen werden 
musste, hat unser Gemeinderat beschlossen. 
 
Abschließend sagt der Bürgermeister, dass vielleicht zu wenig kommuniziert wurde und auf bei-
den Seiten Fehler begangen wurden.  
Um dem Streit mit der Gemeinde Lutzmannsburg ein Ende zu setzen formuliert Bgm. Fercsak 
folgenden Beschlusswortlaut. 
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Beschluss 

 
Die Gemeinde Frankenau Unterpullendorf stimmt einem Vergleich mit der Gemeinde Lutz-
mannsburg zu, wo die bisher verrechneten Kosten betreffend Feuerwehr € 6.666,72 und zu-
sätzlich € 6.671,49 von der bisher verrechneten Verwaltungsabgabe rücküberwiesen werden. 
Gesamt werden somit von der Gemeinde Lutzmannsburg € 13.338,21 an die Gemeinde Fran-
kenau-Unterpullendorf überwiesen. 
 
Der Antrag des Bürgermeisters wird mit elf (11) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, MIT, FBL], einer 
(1) Nein-Stimme [Thomas Simon] und sieben (7) Stimmenthaltungen [ÖVP-Fraktion] mehr-
heitlich angenommen. 
 
Nach der Abstimmung bezeichnet Bürgermeister Fercsak Vbgm. Mileder und GR Mag. Krizma-
nits wortbrüchig, da beide bei der Besprechung dem Kompromiss Zustimmung signalisiert ha-
ben. 
Vbgm. Mileder entgegnet darauf, dass sie bei der Besprechung gesagt habe, dass sie sich aus 
dem Fenster lehne und diesen Kompromiss bei der Fraktion und den Bürgern eventuell so ver-
treten wird können. 
 
 

23. Bericht über den derzeitigen Stand zur Ausarbeitung von Richtlinien zur Gewäh-
rung von Vereinsförderungen 

 
Bürgermeister Fecsak übergibt das Wort an GR Manfred Csenar, der zu diesem Tagesord-
nungspunkt wie folgt berichtet. 
Alle Gemeinderäte sind über den derzeitigen Stand informiert. Am 30.11.2022 wurde im Ge-
meinderat der Beschluss gefasst, dass Förderrichtlinien für künftige Vereinsförderungen ausge-
arbeitet werden sollen. Ein Entwurf wurde ausgearbeitet und allen Gemeinderäten übermittelt. 
Zwischenzeitlich sind einige Gespräche geführt worden. Seitens der Gemeinde wurde eine Auf-
stellung gemacht, welche Förderungen die Vereine erhalten haben und welche laufenden Kos-
ten (Strom, Wasser, Versicherung, etc.) von der Gemeinde für die Vereine bezahlt werden. Bis 
zum jetzigen Zeitpunkt ist man noch nicht zu einem beschlussfähigen Ergebnis gekommen. Ziel 
soll es sein, dass die neue Richtlinie für Vereinsförderungen eine breite Akzeptanz erfährt. Er 
schlage vor, so GR Csenar weiter in seinem Bericht, dass weiter Gespräche geführt werden 
sollen um eventuell bei der nächsten Gemeinderatssitzung eine beschlussfähige Version zu ha-
ben. 
GR Karl Horvath merkt an, dass nur mit zwei Vereinen (Hajdenjaki und SC Unterpullendorf) Ge-
spräche geführt worden sind.  
GR Mag. Sandra Heisz fragt nach, wer diesen Entwurf erstellt hat. Darauf erwidert GR Csenar, 
dass er diesen Entwurf erstellt hat, er aber für alle Vorschläge offen sei. 
GR Mag. Sandra Heisz merkt an, dass die Ortsausschüsse so wie bisher für die Förderung der 
in ihrem Ortsteil ansässigen Vereine zuständig sein sollen. Bei Jubiläen soll der Gemeinderat 
über eine außertourliche Förderung entscheiden. Die Vorgaben in der vorliegenden Richtlinie 
seien zu aufwendig. 
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GR DI Schreiner merkt an, dass von Bgm. Fercsak eine Aufstellung präsentiert worden ist, wel-
che Betriebskosten die Gemeinde für die einzelnen Vereine übernimmt. Es war sicherlich für 
viele Gemeinderäte interessant zu wissen, wie viel die Gemeinde für die Vereine ausgibt. 
 
Der Bürgermeister fasst zusammen und sagt, dass es wichtig ist, dass die Vereine gleichbehan-
delt werden und Förderungen, Zuschüsse und Sachleistungen auch entsprechend der Mitglie-
derzahl vergeben werden. Man soll sich Gedanken machen, dass die Förderung gerecht verteilt 
wird und transparent dargestellt ist. Ansuchen für Vereinsförderung kann nur der Verein stellen 
und darf nicht über die Parteien gespielt werden. 
 
In der weiteren Diskussion verständigt man sich darauf, dass zu einem runden Tisch geladen 
wird, wo die Richtlinien ausgearbeitet werden sollen. Teilnehmen sollen von jeder Fraktion zwei 
bis drei Personen, die nach Möglichkeit auch aktive Vereinsmitglieder sind. Bis zur nächsten 
Woche sollen die Teilnehmer genannt werden. GR Csenar wird ein Mail an alle Gemeinderäte 
senden. 
 
 

24. Digitalisierungsoffensive für unsere Volksschülerinnen und Volksschüler (Antrag 
ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Bürgermeister Fercsak ersucht die ÖVP-Fraktion um den Bericht zu diesem Tagesordnungs-
punkt. 
Mag. Julia Krizmanits informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder wie folgt: 
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Dazu wird folgende Beschlusswortlaut formuliert: 

 

 
 
Dazu erwidert der Bürgermeister, dass er mit der Direktorin und der Bildungsdirektion Rück-
sprache gehalten hat. Für 12. April 2023 ist eine Besprechung mit der Bildungsdirektion (Vuk-
mann-Artner) der VS-Direktorin und einem IT-Berater des Landes anberaumt. Dabei soll der 
weitere Fahrplan für die Digitalisierung in unserer Volksschule festgelegt werden. Jetzt schon 
irgendwelche I-Pads anzukaufen mache wenig Sinn, weil man nicht weiß, welche Modelle und 
wie viele Stück notwendig sein werden. Laut Aussage der Bildungsdirektion besteht auch die 
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Möglichkeit die I-Pads zu leasen bzw. zu mieten. Weiters muss die Volksschulleitung ein Kon-
zept vorlegen. Basierend darauf wird dann der Lehrplan mit der entsprechenden Stundenanzahl 
genehmigt. 
 
GR DI Schreiner meldet sich zu Wort und bekräftigt die Tatsache, dass das Gespräch mit der 
Bildungsdirektion stattfinden wird. Hierbei können wertvolle Informationen gesammelt werden 
und aufbauend auf Erfahrungen aus anderen Schulen entsprechende Maßnahmen gesetzt wer-
den. 
 
In weiterer Folge stellt GR DI Thomas Schreiner zum vorliegenden Antrag folgenden  
 
Abänderungsantrag:  

Zusätzlich zu der begonnenen Digitalisierung zu den Entscheidungen im Ge-
meinderat soll unseren Kindern der Umgang mit digitalen Medien schon in 
der Volksschule nähergebracht werden. Dazu soll der Bedarf/die Möglichkeit 
von Endgeräten geprüft/erhoben werden in Absprache mit dem Landesschul-
rat und der Direktorin. 

 
GR DI Schreiner ergänzt zum Wortlaut des Abänderungsantrages, dass zuerst der Termin mit 
der Bildungsdirektion abgewartet werden soll und danach die Entscheidung über die Geräte fal-
len soll. 
Vizebürgermeisterin Mileder begrüßt den Gesprächstermin mit der Bildungsdirektion und die 
Tatsache, dass die SPÖ-Fraktion diesen von der ÖVP eingebrachten Antrag aufgreift. Sie 
macht darauf aufmerksam, dass bereits beim Beschluss des Voranschlages für das Jahr 2023 
die ÖVP-Fraktion auf die im Lehrplan verankerte Digitalisierungsoffensive hingewiesen hat. Es 
wurde gefordert die dafür notwendigen I-Pads im Budget 2023 zu verankern, was damals je-
doch von der SPÖ-Fraktion abgelehnt wurde.  
 
Gemäß Geschäftsordnung ist der Abänderungsantrag vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu 
bringen.  
Der Bürgermeister stellt den Abänderungsantrag zur Abstimmung. 
 
Der Abänderungsantrag wird einstimmig (19:0) angenommen. 
 
Da der Abänderungsantrag die notwendige Mehrheit erhalten hat ist über den Hauptantrag nicht 
mehr abzustimmen. 
 
 

25. Änderung der Richtlinien der Wohnbauförderung der Gemeinde (Antrag ÖVP-Fraktion 
gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
GR Mag. Julia Krizmanits informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder wie folgt: 
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Folgende Richtline wurde dafür erstellt, die alle Aspekte berücksichtigt und die übersichtlich die 
möglichen Förderungen zusammenfasst.  
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RICHTLINIE ZUR WOHNBAUFÖRDERUNG UND FÖRDERUNGEN VON ALTERNATIV-
ENERGIEANLAGEN UND ANLAGEN ZUR EINSPARUNG VON ENERGIE UND ELEMENTA-

REN RESSOURCEN 

 

PRÄAMBEL 
Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf bekennt sich zur Förderung von bestimmten nach den 

Richtlinien der Bgld Wohnbauförderung förderbaren Maßnahmen durch die Gemeinde. 
 

Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf bekennt sich weiters zur Förderung von Alternativ-

energieanlagen und Anlagen zur Einsparung von Energie und elementaren Ressourcen. Ziel der 

Förderung ist es, im Interesse der Energieeffizienz und des Klima- und Umweltschutzes durch 

besondere Anreize wirksame Schwerpunkte im Hinblick auf die Einsparung von Energie und 

sonstigen elementaren Ressourcen, eine möglichst effiziente Anwendung von Energie sowie 

den verstärkten Einsatz von alternativen Energieträgern im Bereich des Wohnbereiches zu set-

zen. 

 
GEGENSTAND DER FÖRDERUNG 

A) Maßnahmen, die mit Darlehen nach dem Bgld Wohnbauförderungsgesetz gefördert wer-

den: 

1. Neubau 

2. umfassende Sanierung  

3. Althausankauf 

B) Maßnahmen, die durch nicht rückzahlbare Zuschüsse für Alternativenergieanlagen und 

Anlagen zur Einsparung von Energie und elementaren Ressourcen gefördert werden 

 

MASSNAHMEN, DIE MIT DARLEHEN NACH DEM  
BGLD. WOHNBAUFÖRDERUNGSGESETZ GEFÖRDERT WERDEN 

 
I. ALLGEMEINE FÖRDERVORAUSSETZUNGEN 

Neubau 
Für die Gewährung einer Förderung ist die Vorlage eines vom Amt der Bgld Landesregierung 

ausgestellten Bescheides über die schriftliche Zusicherung für die Gewährung eines Darlehens 

oder Gewährung eines nicht rückzahlbaren Zuschusses der Gemeinde vorzulegen. 
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Sollte das Darlehen der Landesregierung vom Förderwerber nicht in Anspruch genommen wer-

den, ist der Gemeinde eine schriftliche Bestätigung vorzulegen. Unter einer schriftlichen Bestäti-

gung versteht man einen positiven Bescheid zur Förderbarkeit für die Errichtung eines Eigenhei-

mes (Einfamilienhauses) gemäß den Bestimmungen des Bgld. Wohnbauförderungsgesetzes 

2005 – Bgld. WFG 2005. 
 

Wird durch das Amt der Burgenländischen Landesregierung ein negativer Bescheid aufgrund 

eines zu spät eingereichten Ansuchens (Antragstellung nur innerhalb von 12 Monaten ab Ertei-

lung der Baufreigabe oder Baubewilligung möglich) erlassen, kann der Förderungswerber einen 

gesonderten Antrag an den Gemeinderat richten. Der Gemeinderat entscheidet dann im Einzelfall 

über die Gewährung einer Förderung.  
 

Sollte der Fördernehmer kein Darlehen der Landesregierung beantragen, kann dieser auch eine 

Förderung seitens der Gemeinde erhalten, sofern er ein Privatdarlehen aufnimmt. Jedenfalls 

muss vom Fördernehmer nachgewiesen werden, dass er förderfähig im Sinne des Bgld. Wohn-

bauförderungsgesetzes ist.  
 

Der Nachweis der Förderfähigkeit im Sinne des Bgld. Wohnbauförderungsgesetzes ist gesetzlich 

zwingend notwendig, um in den Genuss der Grundsteuerbefreiung zu gelangen.  
 

Alle anderen Kriterien, die einen negativen Bescheid seitens des Amtes der Burgenländischen 

Landesregierung zur Folge haben, schließen die Gewährung einer Förderung aus. 

 
Sanierung und Althausankauf 
Für die Gewährung einer Förderung für den Althausankauf bedarf es einen Kaufvertrag und Flüs-

sigmachen der vereinbarten Summe nach grundbücherlicher Eintragung. Die Kosten für den Alt-

hausankauf müssen mindestens 100.000 Euro betragen. Diese Kosten muss der Förderwerber 

durch Vorlage der Rechnungen belegen.  
 

Für die Gewährung einer Förderung für umfassende Sanierung ist entweder eine Kreditzusage 

des Amtes der Burgenländischen Landesregierung vorzulegen oder es wurden umfassende Sa-

nierungsmaßnahmen mit einem Privatdarlehen oder aus Ersparnissen finanziert. Die Kosten 

müssen jedenfalls 100.000 Euro betragen. Diese Kosten muss der Förderwerber durch Vorlage 

der Rechnungen belegen. Der Fördernehmer muss bei der Gemeinde um baubehördliche Ge-

nehmigung ansuchen. 

 

II. AUSMASS DER FÖRDERUNG 
Die Förderung beträgt 5 % des gewährten Darlehens bzw. der Kaufsumme bzw. getätigte Sanie-

rungsmaßnahmen, höchstens EURO 2.000,-- . 
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Wenn keine Wohnbauförderungsmittel des Amtes der Bgld Landesregierung in Anspruch genom-

men wurden, wird vom Darlehensbetrag ausgegangen, welchen der Förderungswerber bei einem 

Kreditinstitut aufgenommen hat.  

 
III. ANTRAGSTELLUNG 

Für die Förderung ist ein schriftlicher Antrag auf Förderung nach diesen Richtlinien einzubringen. 

Der Förderantrag für eine Neubauförderung muss im Gemeindeamt spätestens mit dem Schluss-

überprüfungsprotokoll gestellt werden. 
 

Bei umfassender Sanierung müssen die Maßnahmen baubehördlich genehmigt werden. Eine 

Antragstellung ist spätestens mit der Vorlage des Schlussüberprüfungsprotokolls vorzunehmen. 
 

Beim Althausankauf kann um Förderung bis spätestens 6 Monate ab grundbücherlicher Eigen-

tumsbeurkundung angesucht werden. 
 

Fehlende Unterlagen können von der Förderstelle jederzeit telefonisch oder schriftlich nachge-

fordert werden. 
 

Förderungsanträge können erst dann bearbeitet werden, wenn alle erforderlichen Unterlagen 

vollständig bei der Gemeinde eingebracht wurden.  
 

Sollten die erforderlichen Unterlagen der Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten ab Antrags-

eingang vollständig zur Verfügung gestellt werden, gilt der Förderungsantrag grundsätzlich als 

zurückgezogen. 

 
IV. AUSZAHLUNG DER FÖRDERUNG 

Die Auszahlung der Förderung für den Neubau durch die Gemeinde erfolgt nach Vorlage des 

Nachweises, dass die vom Amt der Bgld Landesregierung zugesicherte Förderung (Darlehen, 

nicht rückzahlbarer Zuschuss), flüssig gemacht wurde. Gleiches gilt bei der Aufnahme eines Pri-

vatkredites. Für den Fall, dass das Darlehen des Landes nicht in Anspruch genommen wird, muss 

der Förderwerber eine schriftliche Bestätigung (positiver Bescheid) vorlegen, dass keine Inan-

spruchnahme von Wohnbauförderungsmitteln erfolgt ist, obwohl die Fördervoraussetzungen da-

für gegeben waren.  
 

Für eine Förderung des Althausankaufes ist die Vorlage eines Kaufvertrages, grundbücherliche 

Urkunde als Nachweis der Eigentumsübertragung, Nachweis der Zahlung der vereinbarten Kauf-

summe (mindestens 100.000 Euro erforderlich) 
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Für eine Förderung der umfassenden Sanierung müssen Kosten von 100.000 Euro durch Vorlage 

von Rechnungen nachgewiesen werden. Die Sanierungskosten müssen flüssig gemacht werden 

und können durch Darlehen des Landes, Privatdarlehen oder Eigenmittel finanziert werden.  
 

Die letzte Wohnbauförderung muss für diese Wohnadresse bzw. für dieses Grundstück mehr als 

30 Jahre zurückliegen.  
 

 
MAßNAHMEN, DIE DURCH NICHT RÜCKZAHLBARE ZUSCHÜSSE FÜR ALTERNATIV-

ENERGIEANLAGEN UND ANLAGEN ZUR EINSPARUNG VON ENERGIE UND ELEMENTA-
REN RESSOURCEN GEFÖRDERT WERDEN 

 
I. ALLGEMEINE FÖRDERVORAUSSETZUNGEN 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme einer Förderung ist, dass die Anlage von einem 

befugten Unternehmen errichtet wird und ein entsprechendes Prüf- und Abnahmeprotokoll 

vorgelegt wird.  
 

Die Förderansuchen können bis längstens 6 Monate ab Rechnungsdatum eingebracht werden.  
 

Bei Vorhaben, die erst mit der Erteilung der Benützungsfreigabe oder der Inbetriebnahme durch 

das ausführende Unternehmen als abgeschlossen gelten, gilt die 6-Monatsfrist ab Vorlage der 

Fertigstellungsanzeige bei der Baubehörde. 
 

Prototypen oder gebrauchte Geräte werden nicht gefördert. 
 

Geförderte Anlagen sind mindestens 10 Jahre zu betreiben, widrigenfalls kann die Förderung 

zurückgefordert werden. 
 

Förderungsmissbrauch ist gemäß §153 b Strafgesetzbuch (Förderungsmissbrauch) strafbar 

und wird erforderlichenfalls durch die Gemeinde an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet. 

 
II. AUSMAß DER FÖRDERUNG 

Die saldierten Rechnungen samt Zahlungsnachweis sind die Basis für die Ermittlung der För-

derhöhe. 

Nr. Maßnahme Förderungsbetrag 
Gemeinde in Euro 

B1 Warmwasserwärmepumpen 200,-- 

B2 Thermische Solaranlage für Warmwasserbereitung 250,-- 
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B3 Heizungswärmepumpen (Erd- oder Wasserwärmepumpen) 350,-- 

B4 Heizungswärmepumpen (Luftwärmepumpen) 350,--  

B5 Heizungswärmepumpen (Hybrid- und bivalent betriebene 
Wärmepumpen) 250,--  

B6 Thermische Solaranlage für Heizungsunterstützung 200,-- 

B7 Hauszentralheizung über Biomasse 400,-- 

B8 Sonstige Anlagen zur Abdeckung des Raumwärmebedarfs 
(z.B. Kachelöfen) auf Basis erneuerbarer Energie 200,-- 

B9 Fernwärmeanschlüsse 350,--  

B10 Komfortlüftung (mechanisch kontrollierte Wohnraumlüftung mit 
Wärmerückgewinnung 200,-- 

B11 Regen- oder Brunnenwassernutzungsanlage 250,-- 

B12 Maßnahmen zur Effizienzsteigerung bestehender Biomasse-
anlagen 100,-- 

B13 Photovoltaikanlagen mit einer Höchstleistung von 4 Kilowatt 
peak 150/kw-peak 

 

Bei Zutreffen von zwei oder mehreren, der unter B1 bis B13 angeführten Maßnahmen, werden 

diese addiert. 

 
III. ANTRAGSTELLUNG 

Der schriftliche Antrag auf Förderung nach diesen Richtlinien ist grundsätzlich bis spätestens 6 

Monate nach Fertigstellung der Anlage bei der Gemeinde einzubringen.  
 

Bei Vorhaben, die erst mit der Erteilung der Benützungsfreigabe oder der Inbetriebnahme durch 

das ausführende Unternehmen als abgeschlossen gelten, gilt die 6 Monatsfrist ab Vorlage der 

Fertigstellungsanzeige bei der Baubehörde. 
 

Fehlende Unterlagen können von der Förderstelle jederzeit telefonisch oder schriftlich nachge-

fordert werden. 
 

Förderungsanträge können erst dann bearbeitet werden, wenn alle erforderlichen Unterlagen 

vollständig bei der Gemeinde eingebracht wurden. Sollten die erforderlichen Unterlagen der Ge-

meinde nicht innerhalb von drei Monaten ab Antragseingang vollständig zur Verfügung gestellt 

werden, gilt der Förderungsantrag grundsätzlich als zurückgezogen. 
 

Folgende Unterlagen sind erforderlich:  



80 

Bei einer Förderstellung beim Bund oder dem Land Burgenland ist der Gemeinde die Förderzu-

sage des Bundes oder Landes vorzuweisen und zusätzlich ein Nachweis, dass die Förderung 

dem Fördernehmer ausbezahlt wurde. Weitere Nachweise sind nicht erforderlich. 
 

Wenn der Fördernehmer bei Bund oder Land keine Förderung beantragt, sind folgende Nach-

weise zu erbringen: Vollständig ausgefüllter Förderungsantrag und Rechnungen samt Zahlungs-

bestätigungen (müssen auf den Förderwerber ausgestellt sein). Bei Photovoltaikanlagen ist zu-

sätzlich die Betriebserlaubnis des Netzbetreibers erforderlich.  

IV. AUSZAHLUNG DER FÖRDERUNG 
Die Auszahlung der Förderung durch die Gemeinde erfolgt nach Vorlage der erforderlichen Nach-

weise.  

Für sämtliche Fördermaßnahmen nach dieser Richtlinie wird im Gemeindeamt ein Formular dem 

Förderungswerber zur Verfügung gestellt. Zusätzlich wird über die erforderlichen Nachweise auf-

geklärt. 

 

Bei dieser neuen Richtlinie wurden auch Punkte, die von der SPÖ-Fraktion bei der letzten GR-
Sitzung gefordert wurden, eingearbeitet. Eckpfeiler soll jedoch der soziale Aspekt sein, der bei 
allen Förderungen des Landes Voraussetzung ist, so GR Mag. Krizmanits abschließend in ih-
rem Bericht an den Gemeinderat. 
 
GR DI Schreiner meldet sich zu Wort und führt wie folgt aus: 
 
„Die Richtlinien der Wohnbauförderung wurden in der letzten GR-Sitzung vom 29.12.2022 ge-
ändert. Die Auswirkungen des Beschlusses zur Änderung der Richtlinien sind im Anhang zu-
sätzlich angeführt. Aufgrund des Beschlusswortlautes der GR-Sitzung am 29.12.2022 wurde 
ganz klar geregelt, wo es zu Änderungen kommt. Im Wesentlichen ist dies zusammenhängend 
mit dem Wegfall von formalen Unterlagen, Wegfall der Einkommensgrenzen und dem Wegfall 
der Aufnahme eines Kredits zum Erhalt der Förderung. Im Bereich der Förderungen für Alterna-
tivenergieanlagen und Anlagen zur Einspeisung von Energie wurde eine Änderung im Vergleich 
der Photovoltaik beschlossen. Diese Änderung bewirkt eine Erhöhung der Förderung. Jene 
Punkte die während der Sitzung vorgebracht wurden, wurden im Beschlusswortlaut ergänzt. 
Weiters ist auch folgendes zu bemerken: Im Beschlusswortlaut gab es in keinem einzigen Teil 
des Beschlusses eine Erwähnung einer Kürzung oder Reduzierung der Förderung. Auch von 
den anwesenden Mitgliedern des Gemeinderates gab es dazu zu keinem Zeitpunkt eine Frage 
die darauf schließen lassen würde, dass es zu Kürzungen oder zu Reduktionen der Förderung 
kommt. Folgedessen gibt es auch im Protokoll dazu keinen Eintrag. Es gibt keine Kürzungen 
oder Reduktionen.  
Der erläuterte Beschluss bringt in allen Belangen Verbesserungen und Vereinfachungen für die 
Bürger. 
 
Der 1. Abänderungsantrag wird von GR DI Schreier wie folgt formuliert: 
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Der Gemeinderat von Frankenau-Unterpullendorf bekennt sich zu den 
„Richtlinien für die Förderung von bestimmten nach den Richtlinien der 
Bgld Wohnbauförderung förderbaren Maßnahmen durch die Gemeinde“ – 
zuletzt geändert am 29. Dezember 2022 – welche neben der Förderung 
von Neubauten, umfassenden Sanierungen und Altbauten unter anderem 
die Förderung von Alternativenergieanlagen und Anlagen zur Einspeisung 
von Energie und elementaren Ressourcen beinhaltet 
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Fußnoten: 
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Zu dem von GR DI Schreiner vorgebrachten Argumenten erwidert der leitende Gemeindebe-
amte wie folgt.  
Bei der GR-Sitzung am 29.12.2022 wurde eine Änderung der Wohnbauförderung diskutiert und 
ein Antrag von GR DI Thomas Schreiner auf Beschlussfassung gestellt. Der von der SPÖ-Frak-
tion eingebrachte Antrag, welcher auch in den Unterlagen zur Gemeinderatssitzung aufgelegen 
ist, wurde von GR DI Schreiner kurzer Hand vor der Sitzung noch abgeändert. Bedingt durch 
diese Änderungen und die mangelhafte Vorbereitung des Tagesordnungspunktes ist die Dis-
kussion dahingehend ausgeufert, dass die Gemeinderäte sich nicht mehr ausgekannt haben, 
was eigentlich beschlossen werden soll. Dies unterstreicht auch die Tatsache, dass ein Antrag 
auf Vertagung des Tagesordnungspunktes gestellt worden ist, wo genau dieser Aspekt als Ver-
tagungsgrund angeführt wurde. Der Antrag auf Vertagung wurde jedoch abgelehnt. In der GR-
Niederschrift vom 29.12.2022 wurde jener Beschlusswortlaut festgehalten, den GR DI Schreiner 
als finale Formulierung in der Sitzung vorgebracht hat und der zur Abstimmung gebracht wurde. 
Der Wortlaut des Beschlusses hatte nur die PV-Förderung und den Neubau, die umfassende 
Sanierung und den Althausankauf mit Kosten ab 100.000 EUR zum Inhalt. Es wurde mit keinem 
Wort die Alternativenergieförderung erwähnt, dass diese wie bisher weiter Bestand haben soll. 
Sollte dies nämlich gewollt gewesen sein, hätte in dem neuen Beschluss darauf verwiesen wer-
den müssen. Ob GR Schreiner der Meinung war, dass das ohnehin klar sein, ist irrelevant, da 
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seine Gedanken nicht Inhalt eines Beschlusses sein können. Beschlossen werden kann nur das 
werden, was mündlich oder schriftlich während der Sitzung den Gemeinderäten zur Kenntnis 
gebracht wird.  
 
GR Dominik Vlasich meldet sich zu Wort und schließt sich den Ausführungen des leitenden Ge-
meindebeamten an. Bedingt durch die chaotische Diskussionsführung und die schlechte Vorbe-
reitung des Tagesordnungspunktes hat man sich am Ende nicht ausgekannt, was eigentlich be-
schlossen werden soll. Die heute vorgebrachte Erläuterung zu dem Tagesordnungspunkt hat es 
bei der letzten GR-Sitzung nicht gegeben. Obendrein wurde der Beschlusswortlaut von GR-DI 
Schreiner mehrmals abgeändert. Bei der heutigen Sitzung hat der Gemeinderat die Aufgabe, 
auf Initiative der ÖVP die „Reparatur“ des Beschlusses vom 29.12.2023 zu vollziehen. 
 
GR Mag. Krizmanits fragt nach, ob es abschätzbar sei, mit welchen Kosten durch die Erhöhung 
der PV-Förderung und Änderung der Richtlinie zu rechnen sein wird bzw. was die Gemeinde an 
Förderungen ausbezahlen wird, vor allem auf die Tatsache hin, dass eine rückwirkende An-
tragsstellung bis ins Jahr 2018 zurück möglich sein soll. 
Bürgermeister Fercsak antwortet darauf, dass die Kosten nicht abschätzbar sind. Von Jänner 
bis März 2023 wurden in Summe bereits € 22.000,-- an Förderungen von der Gemeinde ausbe-
zahlt. 
GR Mörk meldet sich zu Wort und sagt, „wenn jeder das macht haben wir € 500.000,--“  
Auf die Aussage von GR Mörk fragt GR Mag. Krizmanits, ob die Gemeinde das Geld dafür hat. 
Im Budget ist dieser Betrag auch nicht reserviert. Die Landesregierung hat eine Förderdeckel 
bei solchen Maßnahmen eingezogen, d.h., wenn das Budget aufgebraucht ist, wird die Förde-
rung eingestellt. 
GR Mörk erwidert darauf, dass die Budgetmittel einfach aufgestockt werden, wenn es notwen-
dig sein sollte.  
 
Vbgm. Mileder meldet sich zu Wort und formuliert einen 2. Abänderungsantrag mit folgender 
Begründung: 
Wegen schlecht vorbereiteter Unterlagen kam es leider in der letzten GR-Sitzung zum TOP För-
derungen für Wohnbau zu einem unvollständigen nicht gut ausgearbeiteten Beschluss, welcher 
dann auch noch unverständlicherweise von der Mehrheit unterstützt wurde - anstatt einer Verta-
gung nachzukommen und einem unvollständigen Beschluss auszuweichen. 
Im März 2018 beschloss der Gemeinderat eine klare Vorgabe, welche auch jetzt weiterhin gel-
ten soll: 

- Die Gemeindestube hat keinen Mehraufwand, die Landesregierung prüft die Förderungs-
würdigkeit, die Gemeinde zahlt nach Vorlage eines positiven Bescheides nur aus.  

- Um in den Genuss einer 15-jährigen Grundsteuerbefreiung zu kommen, bleibt einem der 
Weg zur Landesregierung nicht erspart. Darauf zu verzichten wäre fatal, denn die Grund-
steuer macht wesentlich mehr aus als die 2.000 € Förderung der Gemeinde.   

- Die Richtlinien enthalten soziale Komponente – Förderungen sind dazu da, um sozial 
Schwächere zu unterstützen!  

 
Aus diesen Gründen stellt sie einen Abänderungsantrag, in der eingangs zu dem Tagesord-
nungspunkt von GR Mag. Krizmanits vorgetragenen Form. 
 



93 

Gemäß Geschäftsordnung sind Abänderungsanträge vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu 
bringen.  
 
Der Bürgermeister stellt in der der Reihenfolge der Antragsstellung den 1. Abänderungsantrag 
zur Abstimmung.  
 

Beschluss 
 
Der Gemeinderat von Frankenau-Unterpullendorf bekennt sich zu den „Richtlinien für die Förde-
rung von bestimmten nach den Richtlinien der Bgld Wohnbauförderung förderbaren Maßnah-
men durch die Gemeinde“ – zuletzt geändert am 29. Dezember 2022 – welche neben der För-
derung von Neubauten, umfassenden Sanierungen und Altbauten unter anderem die Förderung 
von Alternativenergieanlagen und Anlagen zur Einspeisung von Energie und elementaren Res-
sourcen beinhaltet. 
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Fußnoten: 
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Der 1. Abänderungsantrag wird mit 11 (elf) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL, MIT] und 8 (acht) 
Stimmenthaltungen [ÖVP-Fraktion] mehrheitlich angenommen. 
 
Da der 1. Abänderungsantrag die notwendige Mehrheit erhalten hat ist über den 2. Abände-
rungsantrag und den Hauptantrag nicht mehr abzustimmen. 
 
 

26. Umsetzung des Transparenz-Beschlusses vom 30. November 2022 (Antrag ÖVP-Frak-
tion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Die Vizebürgermeisterin Angelika Mileder berichtet, dass die ÖVP-Fraktion die Umsetzung des 
Transparenz-Beschlusses fordere. Es gibt einen Transparenzbeschluss, welcher wieder nicht 
eingehalten wurde. Für die Tagesordnungspunkte 1,5,7,8,10,12,13,14,15,16,17,19 wurden un-
vollständige oder keine Unterlagen acht Tage vor der GR-Sitzung übermittelt. 
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Die Vizebürgermeisterin berichtet, dass die SPÖ-Fraktion einen Transparenzbericht gefordert 
hat, dieser wurde auch beschlossen jedoch wird dieser vom Bürgermeister nicht umgesetzt. Auf 
die Frage welche Punkte nicht umgesetzt werden, erwidert die Vizebürgermeisterin, dass ein 
Mal im Monat der Bürgermeister die Gemeinderäte informieren wird, was in der Gemeinde pas-
siert. Bis dato hat sie keine Informationen erhalten. 
Darauf erwidert der Bürgermeister, dass er bei der GR-Sitzung am 29.12.2022 die Gemeinde-
räte informiert hat, was in nächster Zeit in der Gemeinde passieren wird. Weiters habe er am 
17.03.2023 ein Mail an alle Gemeinderäte geschickt hat, wo er über Aktuelles aus der Ge-
meinde informiert hat. 
Darauf wird von ÖVP-Mandataren entgegnet, dass im Jänner und Feber keine Informationen 
ergangen sind und die Information im März ist erst erfolgt, als der Antrag auf Aufnahme eines 
Tagesordnungspunktes (Umsetzung des Transparenzbeschlusses) von der ÖVP-Fraktion ge-
fordert wurde. Auch werden bei der Einladung zur GR-Sitzung nicht alle Unterlagen zu den Ta-
gesordnungspunkten bereitgestellt. 
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Darauf entgegnet der Bürgermeister, dass teilweise Angebote oder ergänzende Unterlagen zu 
einzelnen Tagesordnungspunkten erst nach und nach einlangen. Sobald diese aufliegen, wer-
den diese umgehend den Gemeinderäten übermittelt und in die Tagesordnungsmappen gege-
ben. 
 
GR Manfred Csenar erinnert in seiner Wortmeldung daran, dass der Informationsfluss gegen-
über der Vergangenheit besser geworden ist. Weiters zeigt er sich davon überzeugt, dass sich 
der Informationsfluss Schritt für Schritt verbessern wird und schlussendlich die geforderte 
Transparenz kurzfristig erreicht wird. 
 
GR DI Thomas Schreiner stellt zu dem von Vizebürgermeisterin Angelika Mileder gestellten An-
trag (= Hauptantrag) folgenden Abänderungsantrag: 
 

„Der Gemeinderat bekennt sich weiterhin zu den am 30.11.2022 beschlos-
senen Transparenzmaßnahmen. Die vollständige Umsetzung erfolgt bis zur 
Sept 2023 GR-Sitzung“ 

 
Gemäß Geschäftsordnung sind Abänderungsanträge vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu 
bringen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Abänderungsantrag zur Abstimmung.  
 
Der Antrag wird mit 11 (elf) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL, MIT], 3 (drei) Nein-Stimmen 
[Thomas SIMON, Dominik VLASICH, Daniel MERSITS] und 5 (fünf) Stimmenthaltungen 
[Mag. Julia KRIZMANITS, Mag. Sandra HEISZ, Karl HORVATH, Vbgm. Angelika MIEDER, Karl 
KERSEZTESI] mehrheitlich angenommen. 
 
Da der Abänderungsantrag mehrheitlich angenommen wurde ist über den Hauptantrag nicht 
mehr abzustimmen. 
 
 

27. Petition an den Burgenländischen Landtag gegen die Einhebung der Baulandmo-
bilisierungsabgabe (Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Vizebürgermeisterin Angelika Mileder berichtet, dass eine Petition an den Bgld Landtag und die 
zuständigen politischen Vertreter gerichtet werden soll mit folgendem Wortlaut: 
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Ergänzend dazu werden von der Vizebürgermeisterin folgende Aspekt vorgebracht.: 
 

• Warum werden Land und Kirche ausgenommen?  
• Steuern werden nur von benachteiligten Menschen eingefordert, nur ein Beispiel: es gibt 

Frauen, die keine Kinder bekommen können, sie müssen zahlen!? 
• Dies ist eine diskriminierende Abgabe, um die Schuldenlöcher des Landes zu stopfen! 

 
Bürgermeister Fercsak sagt zum Thema Baulandmobilisierungsabgabe, dass es viele Men-
schen gibt, die Bauplätze besitzen, diese horten und nicht bereit sind diese an bauwillige Perso-
nen zu verkaufen. Er sieht diese Baulandabgabe als gerechtfertigt an. Er hätte diese Abgabe 
noch stärker formuliert. Er sehe es nicht ein, dass für ein leerstehendes Haus Grundsteuer, Ka-
nalabgaben und ähnliches bezahlt werden müssen, aber für einen Bauplatz, der unbebaut ist 
und den die Eigentümer nicht verkaufen wollen, nichts zu bezahlen ist. Somit ist diese Abgabe 
auch gerechtfertigt. Durch die vielen Ausnahmentatbestände bei der Abgabeneinhebung wird 
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es sowieso nur wenige treffen, die die Abgabe zu leisten haben. Weiters weist der Bürgermeis-
ter auf die Tatsache hin, dass es in Salzburg eine Baulandabgabe bereits gibt. Auch werden in 
Salzburg Bauplätze von verkaufsunwilligen Eigentümern durch die Behörden versteigert. Das 
kommt einer Enteignung gleich, jene Vorgehensweise wie sie im Burgenland beschlossen 
wurde ist keine Enteignung.  
 
GR DI Schreiner sagt, dass, wenn jemand zehn Bauplätze hat, nicht bereit ist diese zu verkau-
fen und die Bebauung damit blockiert, diese Abgabe dafür gerechtfertigt sei. 
 
Der Bürgermeister bringt den Antrag auf Beschlussfassung, dass die Petition in der vorliegen-
den Form an die Landesregierung gestellt werden soll zur Abstimmung. 
 
Der Antrag wird mit 8 (acht) JA-Stimmen [ÖVP-Fraktion], 7 (sieben) Nein-Stimmen [Bgm. 
Paul FRECSAK, DI Thomas SCHREINER, Stefan HORVATH, Manfred CSENAR, Manuela 
FERCSAK, Mag. Jennifer RADNASICH, Vinzenz MÖRK] und 4 (vier) Stimmenthaltungen [Mi-
chael FAZEKAS, Johannes FORSICH, MIT] mehrheitlich abgelehnt. 
 
 

28. Allfälliges 
 
Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt: 
 

- Umweltgemeinderat Zeichmann berichtet, dass am 01. April eine Flurreinigung in allen 
vier Ortsteilen durchgeführt wird. Weiters wurde ein Obstbaumschnittkurs angeboten. Ein 
Fahrradreparaturworkshop wird am 24. März angeboten und eine Wildkräuterwanderung 
wird am 21. April stattfinden. 

- Wortmeldung GR Karl Horvath: 
o bei den Glascontainern in Frankenau liege viel Unrat herum und dieser soll besei-

tigt werden.  
o beim Graben Richtung Friedhof sollten die Durchlässe ausgeputzt werden.  
o es wird gefragt, ob der Anhänger im Freien stehen muss oder dieser unter Dach 

untergebracht werden könnte. 
 Antwort Bgm. Fercsak: Zur Zeit besteht keine Möglichkeit diesen unter 

Dach unterzustellen 
o die Laterne beim alten Kindergarten ist noch immer nicht aufgestellt worden ist 

 Antwort Bgm. Fercsak: wird demnächst erledigt 
o Ist es notwendig, dass das Feuerwehrhaus in Unterpullendorf die ganze Nacht 

lang beleuchtet wird. 
 Antwort GR Manuela Fercsak: die Beleuchtung wird ausgeschaltet 

- Wortmeldung Vbgm. Mileder: 
o in der Neugasse ist eine Laterne schon seit Dezember ausgefallen und diese solle 

so rasch als möglich repariert werden 
o die Gemeindehomepage ist vernachlässigt und gehört aktualisiert; einige Einträge 

sind schon überholt  
o ob die Straßenkehrung in den Ortsteilen vor Ostern noch durchgeführt wird 

 Antwort Bgm. Fercsak: Ja 
o der Lužić war gesperrt ohne die Bevölkerung darüber zu informieren 

 Antwort Bgm. Fercsak: Um die Ablagerungsfläche mit Schotter zu befesti-
gen war es notwendig für einige Tage den Lužić zu sperren 
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o wie es mit der Folgenutzung der Volksschule Frankenau aussieht und ob schon 
Gespräche mit Projektträgern geführt wurden 
 Antwort Bgm. Fercsak: Nein, weil die wirtschaftliche Lage zur Zeit ungewiss 

ist zeigen Bauträger (Siedlungsgenossenschaften) kein wirkliches Inte-
resse. Die Bautätigkeiten wurden drastisch zurückgefahren 

o Wie weit das Fernwärmeprojekt für die Therme in Lutzmannsburg ist und ob es 
eine Möglichkeit gibt, die Fernwärmeleitung auch in unsere Gemeinde zu führen 
und so Anschlusswilligen die Möglichkeit dafür zu bieten 
 Antwort Bgm. Fercsak: Er wird sich erkundigen, ob diese Möglichkeit be-

steht 
- Wortmeldung Michael Fazekas: 

o Der Gehsteig in der Neusiedlgasse 1 ist noch immer nicht befestigt. 
 Antwort des leitenden Gemeindebeamten: Aus gesundheitlichen Gründen 

hat Herr Kren ersucht, den Fertigstellungstermin zu strecken  

 

- Der leitende Gemeindebeamte informiert darüber, dass in Folge der Gehaltserhöhung für 
Gemeindemandatare im Burgenland, die Gemeindevorstände nunmehr über der gering-
fügigkeitsgrenze liegen und deshalb Sozialversicherungsbeiträge fällig sind. Das bedeu-
tet, dass trotz Erhöhung des Bezuges, der Nettobezug um 86 Cent geringer sein wird 
und das rückwirkend mit 01.01.2023.  

 

Der Bürgermeister berichtet wie folgt: 

- Frau Silvia Buranits geht mit 01.06.2023 in den Ruhestand. Ein Dienstposten für eine 
Kindegartenhelferin wird ausgeschrieben. 

- Es soll geprüft werden, ob eine Kinderkrippe gemeinsam mit der Gemeinde Lutzmanns-
burg geführt werden kann. Weiters soll auch die Ferienbetreuung gemeinsam mit der 
Gemeinde Lutzmannsburg akkordiert werden. 

- Mit Hr. Wind von der Burgenland Energie wurden die Möglichkeit ausgelotet, welche Ob-
jekte für Photovoltaik in Frage kommen würden. 

- Der Radweg vom Autohaus Kröpfl bis zur Stooberbachbrücke in Strebersdorf (entlang 
der L225) soll als Alltagsradweg ausgebaut werden. Ein Ansuchen wurde bereits an die 
Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH (DI Christine Zopf-Renner) gerichtet. Es wurde in 
Aussicht gestellt, dass nächstes Jahr der Alltagsradweg errichtet werden könnte. 

- Das auf dem Grundstück Nr. 613/1 in Unterpullendorf (bei der Ortsausfahrt Richtung Un-
terloisdorf, ehem. Sattovich Grundstück) lagernde Material soll entsorgt werden. OV DI 
Schreiner hat mit ein paar Firmen das Grundstück besichtigt und nach Möglichkeiten ge-
sucht, das dort befindliche Material zu entsorgen.  

- Die Burgenland Energie hat der Gemeinde angeboten einen 1-Jahr-Fixtarif für Strom und 
Gas angeboten. Die Anmeldung für den neuen Tarif ist bis 31.3.2023 möglich. Der neue 
Tarif macht Ihre Gemeinde für ein ganzes Jahr unabhängig von den schwankenden 
Preisentwicklungen am Markt. Strom kostet 23,00 ct/kWh netto und Gas 9,99 ct/kWh 
netto – exkl. Netzgebühren und Abgaben – mit 12-Monats-Bindung. Die Gemeinde be-
kommt mit dem Fixtarif einen Preis für ein Jahr garantiert, ganz egal wie sich die Ener-
giepreise am Markt entwickeln. Das kann Vorteile bringen, wenn die Preise steigen oder 
Nachteile, wenn sie sinken. In jedem Fall würde die Gemeinde mit dem neuen Tarif Plan-
barkeit haben, da der gesamte Energiepreis (Grundpreis und Verbrauchspreis) bis 
31.3.2024 als fest vereinbart gilt. 
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Jedoch verliert man bei diesem Tarif ca. € 3.700,-- an Boni die vom obgenanntem Betrag 
abzuziehen wären. 

- Das Grundstück Nr. 2409/3 in der Miloradic-Siedlung wurde an die Familie Teichmeister 
aus Frankenau verkauft.  

- Die FF Frankenau hat ihr TLFA2000 bekommen. Ein kleines technisches Gebrechen ist 
noch zu beheben. 

- Die Brücken über die Rabnitz und den Stooberbach werden von Hr. Dr. Hartl vom Amt 
der Bgld Landesregierung inspiziert. 

- Am 3. April 2023, 19.00 Uhr wird eine Informationsveranstaltung über den Zivilschutzver-
band angehalten. Thematisiert wird der Umgang mit einem Blackout in unserer Ge-
meinde. 

- Der Kirchenplatz in Frankenau soll neu gestaltet werden. Der Ortsausschuss Frankenau 
wird sich mit dieser Thematik beschäftigen. Ein künstlerischer Entwurf würde ca. € 
1.500,-- kosten. 

- Die drei Ortsvorsteher und der Bürgermeister waren beim LH Doskozil. Dieser hat Be-
darfszuweisungen für infrastrukturelle Projekte im Ausmaß von € 200.000,-- aufgeteilt auf 
zwei Jahre (2023 und 2024) unserer Gemeinde zugesagt. 

- Eine Sternwanderung wird am 29. April 2023 stattfinden. Organisiert wird diese über das 
Gesunde Dorf. Ziel ist der Sportplatz in Oberloisdorf. 

- Am Feuerwehrhaus in Unterpullendorf wird ein Schloss ausgetauscht. 

 
Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die nächste Gemeinderatssitzung am 16. Juni 2023 statt-
finden soll. 
 
Nach Erschöpfung der Tagesordnung dankt der Vorsitzende den Gemeinderäten/Innen für ihr 
Erscheinen und schließt um 23:15 Uhr die Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
 
 
 
 

Stromverbrauch Gemeinde 2022 195.000,00 kWh

derzeitiger 
Strompreis 

der Gde.

Angebot 
Energietarif 12+ Differenz

Verbrauchspreis ct/kWh brutto 36,0000 27,6000                    8,4000            
Netzentgelt ct/kWh brutto 9,9648 9,9648                      -              
Abgaben brutto 0,1200 0,1200                      -              
Gesamt 46,0848 37,6848                    8,4000            

Stromkosten gesamt 89.865,36€      73.485,36€               16.380,00€    

abzüglich 
Einmalbonus der Gemeinde 700,00€         
Gutschrift für Zählpunkte 3.650,00€      

ERSPARNIS bei neuem Vertrag 12.030,00€    
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V.g.g. 

 
 
   

Bürgermeister:  Protokollmitfertiger: 
Paul FERCSAK  Mag. Julia KRIZMANITS 

   
 
 
 
   

Schriftführer:  Protokollmitfertiger: 
GAR DI Erich FAZEKAS  Michael FAZEKAS 
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